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* Verordnung des RVA. vom 13.
r,rt*Jm ,|f ^«>33. - AN. 1933 S. IV
MM9J3) s> m x 19>

Dezember

487; EuM.
1933. —

Bd. 35

{jiM. Die Kk.. die auf Grund de» I 1511 RVO. das Fest-

l&t), 1$<i. •tellung»verf*hren in der l'nfV. betreibt oder dem

lyQ rom \erletzien betriebenen Verfahren beitritt, kann

für den Verletzten nur Verfahrensfristen, nicht aber

au(h die sachlich-rechtliche Ausschiulifrist des I 1546

RVO. wahren.
• E des Ba\er. LVA. (Rev.-Sen.) vom 17. Mai 1933.

A 76 33. - Mitt. des Bayer. LVA. 1933 S. 47 Nr. 174.

§§ Uta,

10t. 103.
187 ff.

Kim.

§ 13 OVG.

§ 21 Abs. 2

FinVtr.

HM-*
AK 2. 1)1

«All.

,.Arbeittitel!eM im Sinne des I 93 AVAVG.

ist auch eine Arbeitsstelle bei Notstandsarbeiten im

Sinne des I 139 AVAVG.
• E. des RVA. 111 (Spruch-Sen.) vom 3. November
1933. — HU Ar. 100 33. — AN. 1934 S. IV 27

Nr. 4726.

§u;mw.
Art. 1. 1 mV

Der Ausfall von zwei halben Arbeitstagen ist auch
im Sinne der Wartezeitvorsdirift dea Art. 3 der VO.

über Kurzarb.U. vom 27. Au^mt 1931 dem Ausfall

ii i titt «mos Arbeitstages nicht gleichzustellen.
11. I. 1«! a t dcl Rva. 111 (Spruch-Sen.) vom 27. Oktober

1933. — lila Ar. 101 33.

Bei Streit zwischen einem Träger der öff. Fürsorge
und der RfAuA. über einen Erstattungsanspruch
nadi I lila AVAVG. ist im Sprudiverfahren der

AlVers. zu entscheiden. Ob der Arbl. selbst als
unterstützt zu gelten hat. bestimmt sich nach den

Grundsätzen des Kürsorgerechts, die auch für die

Anwendung des I lila AVAVG. maügebend sind.
* E. des RVA. 111 (Spruch-Sen.) vom 17. No\ember

1933. — Hla Ar. 11633. — AN. 1934 S. IV 30

Nr. 4279.

0*33AVAVG. Fallen für einen Arbn.. der regelmäRig 7 Tage in

(Art. 1 Ah. 1 der Woche beschäftigt ist. wegen Arbcitsmansrel drei

S. 1 der Ver- ^afe *° ^er Kalenderwoche aus» IO steht Jer Ge-

srtiflM von
H*"run£ der kurzarb.Unterstützung nicht entgegen,

M
t t-otti

c'al* er an ^en aDClcren * Tagen der Woche weiter¬
er. I. IsJlj beschäftigt wird.

* E. des RVA, HI (Spruch-Sen.) vom 10. November
1933. — Hla Ar. 127/33. — AN. 1934 S. IV 32

Nr. 4731.

Bei der Feststellung, ob im Sinne der Wartezeit¬
vorschrift des Art. 3 der kurz-Arb.VO. vom 27. August
1931 bzw. 1. Juli 1932 die Arbeit für die Mehrheit

der Arbn. des Betriebes oder der Betriebsabteilung
ausgefallen ist. ist es unerheblich, dalt von dem

1. 7. 1332) Arbeitsausfall nidit die gleidien Arbn. betroffen
wurden.
* E des RVA. (Spruch-Sen.) vom 3. November 1933.
— Hla Ar. 120 33. — AN. 1934 S. IV 33 Nr. 4732.

§130 »AVG

(Art. 3 der

Vennlo. vo»

27. B 1931

Wir kürzen ab

Um Einsparungen zu erzielen, führen wir künftig folgende Kürzungen durch:

= Landesversicherungsanstalt
= Landesversicherungsamt
— Landkrankenkasse

= Oberversicherungsamt
ss Reichsarbeitsministerium

= Reichsverband der Ortskranken¬

kassen

= Reichsanstalt für Arbeitsvermittlung
und Arbeitslosenversicherung

= Reichsversicherungsanstalt für An¬

gestellte
= Reichsversicherungsamt
= Reichsversicherungsordnung
= Sozialversicherung
= Unfallversicherung
= Verordnung
ss Versicherung
= Versicherungsamt
= Versicherungsfall
= Versicherungspflicht
= Versicherungsträger
= Wochengeld

Wir bitten unsere Leser und Mitarbeiter, diese in Zukunft ständig wiederkehrenden

ien beachten zu wollen Die Schrittleitung

AlVers. = Arbeitslosenversicherung LVA.

AU. = Arbeitsunfähigkeit LVAmt

AngV. = Angestelltenversicherung LandKk

AOKk. = Allgemeine Ortskrankenkasse OVA.
Arbl. = Arbeitslose RAM.

AVAVG. ss Gesetz über Arbeitsvermittlung
und Arbeitslosenversicherung

RdO.

AVG. ss Angestelltenversicherungsgesetz RfAuA.

BesOKk. = Besondere Ortskrankenkasse

BettKk. — Betriebskrankenkasse RfA.

BG. = Berufsgenossenschaft
E. ss Entscheidung RVA.

FStG. = Familiensterbegeld RVO.
Grdl. = Grundlohn SV. •

InvV. = Invalidenversicherung UnfV.

KG. = Krankengeld VO.
Kk. = Krankenkasse V.

KnKk. = Knappschaftskrankenkasse VA.
KnPV. ss Knappschaftspensionsversicherung VF.

KH. ss Krankenhilfe VPfl.
KnV. = Knappschaftsversicherung VTr.
KV. = Krankenversicherung WG.
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Die deutsche Sozialversicherung im Jahre 1932

Wilhelm Schulze, München

Die schon im Jahre 1931 unter dem Eindruck

der Wirtschaftskrise stehende SV. wurde um

die Wende des Jahres 1931 weiter in den Nie¬

dergang mit hineingezogen. Nur entschlossen

durchgeführte weitere Eingriffe in ihr Gefüge
konnten ihren Bestand retten. So wurde das

Jahr 1932 zum Schicksalsjähr der deutschen

SV. Die zuständigen Stellen waren sich darüber

klar, daß durchgreifende Maßnahmen zur

dauernden Gesundung folgen müssen, wenn

ie V. in ihrem Bestände dauernd erhalten

bleiben soll. So fallen weitreichende Pläne

/um Neubau der deutschen SV. zeitlich zu¬

sammen mit der großen Schicksalswende des

deutschen Volkes am Beginn des Jahres 1933.

Wenn die SV. auch trotz der Wirtschaftskrise
:>er das Jahr 1932 hinwegkam, so blieb doch

die Lage in den meisten V.zweigen außer¬
ordentlich schwierig. Die Beitragseinnahmen
nken beträchtlich. Es gingen an Beiträgen

rund 2,4 Milliarden RM. gegen 3,0 Milliarden
Reichsmark im Vorjahr ein. Die Vermögens-
i rträgnisse sanken auf 229 Millionen RM.
gegenüber 279 Millionen RM. im Vorjahr. Die

:stigen Einnahmen beliefen sich auf 159 Mil¬
lionen RM. (1931: 128 Millionen RM.). Diese

eigerung war vor allem bedingt durch die
Zunahme der Reichszuschüsse in der knapp-

uiftl. V. Für sämtliche Zweige der SV.
hne AlVers.) ergibt sich im Jahre 1932 eine

samteinnahme von 2,7 Milliarden RM.,
nüber 3,4 Milliarden RM. im Vorjahre. Die

mtausgaben beliefen sich auf ebenfalls
Milliarden RM., gegenüber 3,5 Milliarden

Reichsmark im Jahre 1931. Die Ausgaben
Jen unter dem Einfluß der verminderten Ein-
inen bei den einzelnen Zweigen im Vergleich
dem Vorjahr überall zurück. Die Ausgaben
die Krankenversicherung senkten

ich um über 400 Mill onen RM., die Einnahmen
üesem Zweige um 350 Millionen RM. Die
"»gaben in den Renten V.zweigen wurden

*rch gesetzliche Maßnahmen eingeschränkt.
Bringen in der Unfallversicherung
Ausgaben um 87 Millionen RM., in der

Invalidenversicherung um 200 Mil¬
anen RM., in der knappschaftl. Pen-

sionsversicherung der Arbeiter um

23 Millionen RM., in der KnPV. der Ange¬
stellten um 1 Million RM. zurück. Nur die

Angestelltenversicherung hat stei¬

gende Ausgaben aufzuweisen, da bei diesem

jungen V.zweig die Rentenlast noch scharf an¬

steigt. Von den Gesamtausgaben entfielen

2,5 Milliarden RM. auf die Pflicht- und frei¬

willigen Leistungen, das sind 93 v. H. aller Aus¬

gaben (91 v. HL im Vorjahr) oder 107 v. H.

der Beitragseinnahmen (107 v. H. im Vorjahr).
Für Verwaltungskosten wurden insgesamt
235 Millionen RM. aufgewendet, also 10,0 (im
Vorjahr 9,3) v. H. der Beiträge. Die Ausgaben
überstiegen die Einnahmen um 9 Millionen RM.
Das gesamte V e r m ö g en der SVTr. ist Ende
1932 gegenüber dem Anfang des Jahres im

ganzen unverändert 4,59 Milliarden RM. Bei

den einzelnen Zweigen ist die Entwicklung
jedoch verschieden. Das Vermögen der InvV.
hat z. B. um 184 Millionen RM. abgenommen,
das der AngV. um fast denselben Betrag zu¬

genommen. Von dem Gesamtvermögen der

SV. Ende 1932 entfallen nunmehr rund 45 v. H.

auf die AngV. und rund 28 v. H. auf die InvV.

Die KV. besitzt 19 v. H. des Vermögens der

SV. Einen Ueberschuß hat im Jahre 1932 nur

die KV. und AngV. aufzuweisen. Der Ueber¬

schuß bei der knappsch. PensV. der Arbeiter

ist auf die Zuschüsse des Reichs zurückzu¬
führen. Das bei den VTr. vorhandene Ver¬

mögen ist, wie die letzten Krisenjahre bewiesen

haben, in solchen Zeiten nur unter größeren
Verlusten und teilweise überhaupt nicht zu ver¬

flüssigen, so daß eine Heranziehung zur

Deckung von Leistungen nur sehr bedingt
möglich ist.

Bei der Unfallversicherung mit ihrer»

65 gewerblichen und 39 landwirtschaftlichen

BG. haben sich die versicherten Betriebe trotz

der ungünstigen wirtschaftlichen Entwicklun

fortgesetzt erhöht, nicht aber die Zahl der ver¬

sicherten Personen. Nach der wirtschaftlichen

Entwicklung mußte im Jahre 1932 mit einei

weiteren Verringerung der Zahl d^r Versicher¬

ten gerechnet werden. Der Rückgang in der

Zahl der versicherten Personen beträgt im Be¬

reich der gewerblichen BG. lr3 Millionen zz

13,95 v. H. Es waren insgesamt 8,2 Millionen

Versicherte vorhanden gegen 9,6 Millionen im



verjähr« In m Jahre war bereits ein Ruck-

i das Vorjahr um 14,38 v. H. fest¬

zustellen. Die Zahl der Voilarbeiter hat sich

gegen das Vorjahr um 1236 068 auf 7 158 279

ringen. Die Verringerung beläuft sich auf

14,73 v. H., erreicht also nicht ganz das für

des Vorjahr festgestellte Ausmaß (15,92 v. H.).

Gegenüber dein Jahre 1929 mit der günstigen

Konjunktur sind ie Vollarbeiterzahlen im

Jahre 1932 um i,S4 v. H. zurückgegangen.

Insgesamt betreute die UnfV. im Jahre 1932

24,21 Millionen Versicherte (1931: 25,48 Mil¬

lionen).

Dem starken Rückgang der Zahl der Ver¬

sicherten entspricht die rückläufige Bewegung
der Unfallzählen. Im Jahre 1932 sind insge-

vimt 783 729 Betriebsunfälle gemeldet worden

egen 918 557 im Vorjahre. Danach hat sich

die Zahl der Unfallanzeigen um 134 828 —

14,68 v. H. vermindert. Erstmalig entschädigt
wurden im Jahre 1928 83 018 Betriebsunfälle.

Diese Zahl ist um 45 647 = 35,48 v. H. nied¬

riger als im Vorjahre. Die Zahl der tödlich

verlaufenen Betriebsunfälle hat sich gegen

das Vorjahr um 955 auf 5371 verringert. Im

Jahre 1932 wurden 6671 Berufskrankheitsfälle

ngezeigt gegen 9681 im Vorjahre. Demnach

lind 31,09 v. H. weniger Anzeigen dieser Art

erstattet worden. Tödlich sind von den erst¬

malig entschädigten Fällen 270 (1931: 333) ver¬

laufen. Der Rückgang beträgt 18,92 v. H. Ins¬

gesamt sind im Jahre 1932 Renten an Verletzte

usw. aus 634 001 Betriebsunfällen (einschl. der

Fälle von Berufskrankheiten) gezahlt worden.

Davon entfielen 96,64 v. H. (97,29 v. H.) auf

Betriebsunfälle im engeren Sinne, 2,09 (1,97)
auf Wegunfälle und 1,27 (0,74) auf Berufs¬

krankheiten. Hinterbliebenenrenten wurden

1932 177 006 bewilligt gegenüber 192 431 im

Vorjahre. Hierunt» befinden sich 114 088

Witwen, 58 429 eheliche Kinder und denen

Gleichgestellte, 4489 Verwandte aufsteigender
Linie. — Im Jahre 1932 haben sich erstmalig
die auf Grund der 4. NotVO. vom 8. Dezem¬

ber 1931 mit Ende Dezember 1931 vorgenom¬

menen Leistungskürzungen ausgewirkt. Eine

weitere Kürzung der Leistungen brachte mit

Wirkung vom 1. Juli 1932 die VO. vom

14. Juni 1932 dergestalt, daß die Renten um

7Vi oder 15 v. IL zu kürzen waren. Die

letztere Maßnahme ist durch die VO. vom

19. Oktober 1932 für die Renten aus Unfällen,

elie sich nach dem 31. Dezember 1932 ereigne¬

ten, wiedt beseitigt worden. Darauf ist es

zurückzuführen, dab die gesamten Ausgaben
für die UnfV., die schon im Jahre 1931 ihi

Abwärtsbewegung nicht mehr fortgesetzt

Latten, sich im Jahre 1932 wesentlich vermin¬

dert haben. Die Gesamtausgaben beliefen sich

auf rund 332 <J60 700 RM. Gegenüber 1031 sind

demnach 87 Millionen = 20,75 v. H. weniger

verausgabt worden. Davon entfielen 227 Mil¬

lionen (1931: 283,6 Millionen) auf Renten,

43,8 Millionen (1931: 53,4 Millionen) auf die

Krankenbehandlung, 107 200 RM. (1931: 203 700

Reichsmark) auf die Berufsfürsorge, 10,3 Mil¬

lionen (1931: 10,1 Millionen) auf Berufskrank¬

heiten, 7,06 Millionen (1931: 8,17 Millionen) auf

Unfallverhütung, 10,5 Millionen (1931: 15,3 Mil¬

lionen) auf Verfahrenskosten, 33 Millionen RM.

(1931: 39 Millionen) auf Verwaltungskosten

90

Die Zahl dei V rten riet Invaliden-

versicheruri nicht bekannt. Schät¬

zungen, die Anfang Januar 1928 durchgeführt
urden, ergaben die Zahl von rund 18 Millionen

(12,3 Millionen Männer und 5,7 Millionen Frauen).

Diese Zahl muß sich inzwischen mit der Bevöl¬

kerungsentwicklung verändert haben. Weit¬

reichender aber und schwieriger zu erfassen sind

die Einwirkungen der Arbeitslosigkeit. Sicher ist

zunächst, daß eine große Zahl Jugendlicher keii

entgeltliche Beschäftigung aufgenommen hat

und deshalb nicht in den Kreis der Versicherten

einrücken konnte. Die Zahl der überhaupt ein¬

gegangenen Quittungskarten ist im Jahre 1932

bedeutend gesunken. Das Sinken hielt in den

letzten Jahren mit dem Fortschreiten der Ar¬

beitslosigkeit nicht Schritt, sondern hinkte

etwas nach, was infolge der zweijährigen Gel¬

tungsdauer ja natürlich ist. Erst im Jahre 1932

zeigte sich eine deutliche Einwirkung. Aber der

Rückgang der Zahl der Quittungskarten ent¬

spricht auch dann nicht der Zahl der Arbeits¬

losen. Wenn an sich der Rückgang der Be¬

schäftigung sich nicht bei den Quittungskarten
im gleichen Maße ausdrückt, so dürfte dies

seine Ursache einmal in der allgemeinen Auf¬

klärung über den Nutzen der InvV. haben,

dann aber auch darin, daß die AlVers. eine

Entrichtung von Beiträgen für Arbeitslose

durch die ArbAe. in den Fällen vorsieht, in

denen sonst die Anwartschaft nicht aufrecht¬

erhalten werden könnte. Die Zahl der eingelie¬
ferten Quittungskarten Nr. 1 ist auf etwa die

Hälfte derjenigen der Jahre 1926 bis 1929 und

gegenüber dem Vorjahre um mehr als ein

Viertel gesunken. Das dürfte vor allem auf den

Geburtenrückgang, namentlich infolge des

Krieges und auf die große Arbeitslosigkeit der

Jugendlichen zurückzuführen sein.

Am L Januar 1933 liefen 2 296 920 (2 285 923)

Invalidenrenten, 14 132 (18 483) Krankenrenten,

35 362 (40 239) Altersrenten, 1932 (2115) Witwen-

krankenrenten, 559 592 (651 776) Witwen-

(Witwer-)renten und 349 345 (545 637) Waisen¬

renten (Stämme).

Die Wegfälle an Inv.renten sind, wie die Ge¬

genüberstellung zeigt, gegenüber dem Vorjahre
bedeutend gestiegen. Bei den Witwenrenten

ist die normale Entwicklung besonders emp¬

findlich gestört, und zwar durch die Auswir¬

kung der 4. NotVO. vom 8. Dezember 1931.

Sie schränkte einerseits die Zugänge stark ein,

da keine Zusatzrenten mehr gewährt werden,

die bis dahin einen erheblichen Teil der Wit¬

wenrenten ausmachten. Außerdem wirken noch

andere Bestimmungen der NotVO. in gleicher
Richtung wie die Aenderung der Wartezeit und

die Rühensvorschriften. Die Ursache für das

starke Absinken der Waisenrenten dürften vor

allem darin zu suchen sein, daß Waisenrenten

an Empfänger, die das 15. Lebensjahr über¬

schritten haben, auch unter den bis dahin

geltenden Voraussetzungen (Berufsausbildung
usw.) nicht mehr gewährt werden. Ueber die

Laufzeit der Renten geben die seit Anfang 1930

vom RVA. bei den Angaben über die Renten¬

bewegung vierteljährlich mitveröffentlichten

Zahlen über die durchschnittliche Bezugsdauer
der weggefallenen Renten einen nützlichen An¬

halt. Im Jahresdurchschnitt 1932 betrug di



Laufzeit der weggefallenen Inv.renten S Jahre

und überstieg damit die durchschnittliche Laur-

t 1931 um 3 Monate. Die Bezugsdauer der

Waisenrenten ist infolge der 4. NotVO. vom

Dezember 1931 erwartungsgemäß stark ge¬

sunken. Wesentlich gestiegen ist die Bezugs¬
dauer der Witwenrenten. Das ist darauf zu-

lückzuführen, daß die nach Art. 3 des Gesetzes

von 12. Juli 1929 festgesetzten Witwenrenten

Renten darstellen, die in großer Zahl an sehr

alte Frauen gewährt wurden, die durch ihr

haldiges Ableben den Durchschnitt stark be¬

einflußten. Nachdem durch die 4. NotVO.

diese Renten wieder wegzufallen hatten, mußte

die durchschnittliche Bezugsdauer höher

steigen.

Bis 1932 war in den 18 Jahren seit Kriegs¬
beginn die Gesamtzahl der laufenden Renten

auf das Dreifache gestiegen. Diese Steigerung
t nicht nur durch die der Regel entsprechende

Vermehrung der Rentenempfänger zu erklären,

die mit fortschreitender Zeit bei jeder noch von

dem sogenannten Beharrungszustande entfern-

n PensV. erwartet werden muß. Außer den

Wirkungen des Krieges sprechen hier insbeson¬

dere die zahlreichen Veränderungen mit, die

r Kreis der Rentenbezugsberechtigten durch

die Gesetzgebung der Nachkriegszeit erfahren

hat Mitte 1933 liefen insgesamt etwa 3,3 Mil¬

lionen Renten der InvV. Die 4. NotVO. hatte

infolge der Ruhensvorschriften einen so großen
Wegfall gebracht, daß sich die Gesamtrenten-

/ahl im Laufe des ersten Halbjahres 1932 um

aber eine Viertelmillion Renten verminderte.

Auch im zweiten Halbjahr 1932 sank infolge
Ier Absetzung von gänzlich ruhenden Renten

and des Rückganges bei den Waisenrenten die

(lesamtrentenzahl. Der natürliche Zugang und

die Milderung der Ruhensvorschriften im ersten

Halbjahr 1933 bewirkten jedoch, daß Mitte 1933

ungefähr wieder die gleiche Gesamtzahl an

Renten lief wie Mitte 1932.

Die Einnahmen der InvV. aus Beiträgen

trugen 1932: 642,2 Millionen RM. gegenüber
vl* Millionen im Jahre 1931. Vereinnahmt

irden rund 524 Millionen Wochenbeiträge.
Die Zahl ist damit auf einen Tiefstand gesunken,

r recht deutlich die ungeheure Einwirkung
i Arbeitslosigkeit erkennen läßt. Aus dei

Verteilung der Wochenbeiträge auf die einzel-

n Lohnklassen in Verbindung mit dem Wert

Wochenbeiträge, kann man errechnen,

durchschnittliche Höhe die für die

InvV. entrichteten Beiträge zu den verschie¬

bt Zeiten gehabt haben. Im Jahre 1913 be-

sie 36 Pf., 1924 58 Pf., 1929 142 Pf., 1930

141 Pf., 1931 135 Pf., 1932 123 Pf. und im ersten

thr 1933 118 Pf. Der Durchschnittsbeitrag
den einzelnen VTr. sehr verschieden. B'

n LVA.en bewegte er sich im Jahre 1932

/wischen 87 Pf. (Grenzmark Posen-West-

n) und 1,43 RM (Hansestädte). Bei den
Sonde, iahen schwankteer zwischen 1,63 RM.

< Iisknappschaft) und 1,81 RM. (Reichs¬
tem heiterpensionskasse I).

Die Zinsen aus Kapitalanlagen erreichten im
' 1932 den Betrau von 63,6 Millionen RM.

gegenüber 83,1 Millionen RM. im Vorjahr
Im Jahre 1932 waren 8,0 v. H. (1931: 8,6 v. H.)
der den VTr. zur Last fallenden Rentenleistun¬

gen durch die aufkommenden Zinsen gedeckt,
während im Jahre 1913 rund 52 v. H. aus den

Zinsen bestritten werden konnten. D i e

sonstigen Einnahmen betrugen im

Jahre 1932 8,3 Millionen RM., von denen 8,0

(8,0) Millionen RM. auf Zollgelder entfielen.

Der Reichsbeitrag ist für das Jahr 1933

und die folgenden Jahre durch das G. zur Er¬

haltung der Leistungsfähigkeit der InvV. usw.

vom 7. Dezember 1933 auf 200 Millionen RM.

jährlich festgesetzt worden. Die Gesamt-

last aus Rentenleistungen beträgt
765,52 Millionen RM. Für das Jahr 1932 ergab
sich, daß 119,0 v. H. der Beitragseinnahmen
bei der Gesamtheit der VTr. für die Rentenlast

beansprucht wurden. Die eigenen Beitragsein¬
nahmen reichten also im Jahre 1932 zur Dek-

kung der selbst zu tragenden Rentenlast nicht

aus, so daß in einer Höhe von 19 v. H. (im Vor¬

jahre 15 v. H.) der Beitragseinnahmen das Ver¬

mögen angegriffen werden mußte.

Für Heilverfahren wurden im Jahre 1932

insgesamt nur noch 38,6 Millionen RM. gegen¬

über 64,3 Millionen RM. im Vorjahre ausge¬

geben. Die Gesamtzahl der behandelten Per¬

sonen (Fälle) stieg von rund 154 000 im Jahre

1913 auf 210000 im Jahre 1925 und auf 540 000

im Jahre 1930. Sie ging im Jahre 1931 zurück

auf 397 795 und im Berichtsjahre auf 153 315

Behandlungsfälle. Die Zahl der abgeschlos¬
senen Heilbehandlungsfälle betrug für Tuber¬

kulose und Lupus 27 454, Geschlechtskrank¬

heiten 14 712, rheumatische Krankheiten 6979,

Krebskrankheiten 97, andere Krankheiten 66 407.

Die Verwaltungskosten der Träger der

InvV. betrugen 57,3 Millionen RM. einschl. der

Postvergütungen, gegenüber 65,1 Millionen RM.

im Vorjahre. Im Verhältnis zu den Beitrags¬

einnahmen wurden im Jahre 1932 8,9 v. H. (1931:

7,9 v. H.) verbraucht. Im Jahre 1932 gingen

genüber 1931 die Beitragseinnahmen er¬

blich zurück. Die Verwaltungskosten konnten

dieser Bewegung aber nicht in gleichem Um¬

fange folgen.

Das Jahr 1932 ist das zweite, in dem bei allen

Trägern der InvV. das Vermögen abnahm.

Im Jahre 1931 war es um 185,5 Millionen und

im Jahre 1932 um 184,7 Millionen RM. |

sanken.

In der k n a p p s c h a f t 1 i c h e n Pension

Versicherung ist durch die Wirtschafts

krise die Mitgliederzahl zurückgegangen. Doch

das laufende Jahr (1933) weist erstmalig eine

Steigerung auf. Es gehörten den Pensions¬

kassen am 1. September 1933 454 153 Arbeiter

und 38 065 Angestellte an. Durch den weiteren

Rückgang des Mitgliederbestandes, das An¬

steigen der Zahl der Leistuiujsempfängi
durch Feierschichten und Lohnabbau nach der

NotVO. vom 8. Dezember 1931 verschlechterte

sich die geldliche Lage beider Pensionskassen
zusehends. Der andauernde RiickffMnff der Bei«
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tragseinnahmen mochte trotz der Ersparnisse
durch die NotVO. vom 8. Dezember 1931 einen

Ausgleich der Fehlbeträge durch eigene Maß¬

nahmen unmöglich. Das Reich mußte deshalb

durch besondere große Beihilfen eingreifen.
I >ie Ärbeiterpensionskasse erhielt durch die

NotVO. vom 30. Juni 1932 einen Teilbetrag

von 12 Millionen RM. aus den Reichsmitteln

für Zwecke der InvV. Daneben wurden durch

den Erlaß vom 5. Juli 1932 aus dem Haushalt

des RAM. 83 Millionen RM. für das Rechnungs¬

jahr 1932 (April 1932 bis März 1933) zur Ver¬

fügung gestellt. An Beiträgen wurden

eingenommen in der Arbeiterpensionskasse
72 679 647 RM., in der Angestelltenpensions¬
kasse 20 590 257 RM. gegenüber 95 010 228 RM.

oder 24 805 982 RM. im Vorjahre. Die Zinsen,

Mieten und Nutzungen ergaben 5 585 447 RM.

und 785072 RM. Die Gesamteinnahmen

betrugen in der Arbeiterpensionskasse
169 657 877 RM. und in der Angestelltenpen-
sionskasse 30 471 731 RM. gegenüber 169 499 333

oder 32 487W5 RM. im Jahre 1931. Im B<

richtsjahr ist die Zahl der Leistungsempfänger

weiter gestiegen, obwohl in der Angestellten¬

pensionskasse die Zahl der Waisenrenten in¬

folge der Beschränkung der Waisenrenten auf

das 15. Lebensjahr von 3040 auf 1978 zurück¬

ging. Für Pflichtleistungen wurden in

der Arbeiterpensionskasse 151797 869 RM. ein¬

schließlich der Zahlung für Optanten, Wander¬

renten, Fürsorgeleistungen usw., in der Ange¬

stelltenpensionskasse 32 377 568 RM. einschließ¬

lich der Wanderrenten, Fürsorgeleistungen

usw., die mit 3 179 624 RM. erstattet wurden,

ausgegeben. Für freiwillige Leistun¬

gen wurden 3 167 065 oder 800 417 RM. ver-

isgabt gegenüber 3 235 060 RM. oder 921447

RM. im Jahre 1931. Die Verwaltungskosten
einschl. der Kosten der Rechtsprechung sowie

der Kosten des Verfahrens über Gewährung

und Entziehung von Renten betrugen im

Jahre 1932 in der Arbeiterpensionskasse
9 007 218 RM., in der Angestelltenpensionskasse
1343 222 RM. Die Arbeiterpensionskasse, die

1931 mit einem Fehlbetrage von 19 921 457 RM.

abschloß, weist einen Ueberschuß von 3,5 Mil¬

lionen RM. auf. Die Angestelltenpensionskasse
schloß mit einem Fehlbetrag von 4,1 Millionen

RM. ab gegenüber 3,9 Millionen RM. im

Vorjahre.

Der Mitgliederbestand der Krankenver-

h e r u n g hat sich, da die KV. weitaus mit

am konjunkturempfindlichsten ist, durch die

hlechte Wirtschaftslage von Monat zu Monat

verringert. Noch stärker sanken die Einnahmen

imter dem Einfluß der Arbeitslosigkeit, der

Kurzarbeit sowie der Lohnherabsetzungen. Die

Ausgaben wurden durch die Auswirkungen der

NotVO. vom 8. Dezember 1931 durch Leistungs¬

kürzungen der Kk.en und durch Senkung der

Kosten wichtiger Sachleistungen stark gemin¬
dert. Bei den reichsgesetzlichen Kk.en ergab
sich ein Linnahmeüberschuß von 13,5 Millionen

RM. und bei der gesamten KV. einschl. der

Ersatzkassen ein Einnahmeüberschuß von 16,8

Millionen RM., während das Jahr 1931 noch n\it

einem Ausgabeüberschuß in Höhe von 61,0

Millionen RM. oder 55,8 Millionen RM. abge¬

schlossen hatte. Demnach konnte sich das

Reinvermögen der reichsgesetzlichen Kk.en im

Jahre 1932 von rund 847 Millionen RM. auf

rund 853 Millionen RM. erhöhen. Im finanziellen

Gesamtergebnis ist also das Jahr 1932 für die

reichsgesetzliche KV. günstiger verlaufen als

etwa für die InvV. Das 4iegt aber natürlich

daran, daß die Ausgaben viel weitgehender
den verminderten Einnahmen angepaßt werden

konnten.

Die Gesamtheit der im Jahresdurchschnitt 1932

einschl. der SeeKk. tätigen reichsgesetzlichen
Kassen ist von 6929 im Jahre 1931 auf 6611 im

Jahre 1932, also um rund 4,6 v. IL zurückge¬

gangen. Die rückläufige Bewegung hat sich

also im Jahre 1932 in verstärktem Maße ge¬

zeigt. Nur die Zahl der KnappschaftsKk.en ist

die gleiche geblieben, während alle anderen

Kassenarten mehr oder weniger stark zurück¬

gingen. Am stärksten war der Rückgang wie

im Vorjahre bei den InnKk.en (7,2 v. H.), dann

folgen die BetrKk.en (6,2 v. H.), dann die Land-

Kk.en (2,4 v. H.) und schließlich die OrtsKk.en

(1,4 v. H.). Die Gesamtzahl der Mitglieder ist

durch die weitere Verschlimmerung der Wirt¬

schaftslage um 1,9 Millionen gesunken, also

um 10,1 v. H. Der Rückgang ist nahezu aus¬

schließlich auf die Arbeitslosigkeit zurückzu¬

führen. Während die Zahl der V.pflichtigen um

rund 2,1 Millionen abgenommen hat, ist die Zahl

der freiwilligen Versicherten um 195 000 ge¬

stiegen. Es zeigt sich also, daß eine ansehn¬

liche Zahl der ausscheidenden V.pflichtigen ihre

V. freiwillig fortgesetzt hat. Die Kranken¬

ziffer (Zahl der arbeitsunfähigen Kranken

auf je 100 Mitglieder) lag während des ganzen

Jahres 1932 noch unter der bereits ungewöhn¬
lich niedrigen Ziffer des Jahres 1931. Ihren

tiefsten Stand erreichte sie in den Monaten

Juni, Juli und September mit 2,5. Im Jahre

1932 sind bei den reichsgesetzlichen Kk.en ins¬

gesamt 35,0 Millionen V.fälle eingetreten, und

/war 24,6 bei den Mitgliedern und 10,4 bei den

Familienangehörigen. Krankheitsfälle verbun¬

den mit AU. wurden bei allen Kassenarten im

ganzen 5,357 Millionen gezählt. Auf 1000 Mit¬

glieder berechnet, fallen wie im Vorjahre
wiederum die höchsten Zahlen der Krankheits¬

fälle auf die KnKk.en. Im Jahre 1932 waren bei

allen reichsgesetzlichen Kk.en 156 683 Millionen

Krankbeitstage zu verzeichnen, also 23,1 v. H.

weniger als im Vorjahr. Auf ein Mitglied
kamen im Durchschnitt aller Kk.en 9,2 Krank¬

heitstage. Wieder hatten die KnKk.en den

höchsten Durchschnitt von 13,8 Krankheitstagen

auf ein Mitglied. Die Zahl der Wochenhilfe-

fälle der Mitglieder und Familienangehörigen
hat sich von 686 743 im Jahre 1931 auf 599 198,

d. h. um 12,7 v. H. vermindert, also weit

stärker als die Geburtenzahl im ganzen Jahr.

Die Gesamteinnahme (Reineinnahme
einschl. Gewinne aus Vermögensveräußerungen
und sonstiger Einnahmen) sind von 1 4293 Mil-
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honen RM. im Jahre 1931 auf 1078,3 Millionen

RM. im Jahre 1932, also um 24,6 v. H., g
sanken. Im Vorjahre dagegen betrug die Min¬

derung 25,6 v. H. Die Gesamtausgaben er-

n im Berichtsjahre nur 1064,8 Millionen

•1 gegenüber 1490,3 Millionen RM. im Vor¬

jahr. Die Abnahme beträgt also 28,6 v. H., die

imteinnahmen jedoch sind nur um 24,6
M. zurückgegangen. Auf ein Mitglied be-

en stellen sich die Gesamtausgaben im

I ihre 1932 auf 62,36 RM. gegenüber 78,44 RM.

im Vorjahr. Der weitaus größte Teil der Ge¬

samtausgaben entfällt mit 857,9 Millionen RM.

«»der 80,6 v. H. auf die Krankenhilfe für

Mitglieder und Familienangehörige (im Vor-

jahr 82,3 v. H.). Auf ein Mitglied kamen 50,24
RM, gegenüber h4,57 RM. im Vorjahr. Die

Wochenhilfe erforderte 75,7 Millionen

A. oder 7,1 v.II. der Gesamtausgaben. An

rbegeld wurden S,3 Millionen RM.

jenüber 17,5 Millionen RM. im Vorjahr, also

52,6 v. H. weniger, zur Auszahlung gebracht.
l)er Anteil dt Sterbegeldes (einschl. der

nulienangehörigen) an den Gesamtausgaben
betrtet 0,8 v. H. Die Zahl der zu entschädigen-

n Sterbefälle ist nur um 38,7 v. H. zurückge-
tngeiL Die Verwaltungskosten be-

tiugen 111,0 Millionen RM. gegenüber 134.7

Millionen RM. im Vorjahr. Das sind 10,4 v. H.

i« i Gesamtausgaben oder 10,9 v. H. der Bei-

^seinnahmen. Der Anteil der Verwaltungs¬
kosten an den ( >mtausgnben ist also im

Berk Ktsjahr weiter gestiegen.

der Blick auf das Jahr 1933 zeigt, wirkt

lie erfolgreiche Bekämpfung der Wirt¬

schaftskrise durch die nationale Regierung auf

alle V.zweige, also unmittelbar auch auf die

UnfV. aus. Infolge der Arbeitsbeschaffung ist

mit einer Erhöhung der Lohnsumme zu rechnen

und damit mit einer Verminderung der durch¬

schnittlichen Beitragshöhe. Außerdem wird

ein weiterer Rückgang der Aufwendungen des

Jahres 1933 gegenüber denen des Vorjahres zu

einer Entlastung führen. Nach überschläglicher
barnittlung ist anzunehmen, daß sich die ge¬

samten Ausgaben für das Jahr 1933 auf etwa

310 Millionen RM. belaufen werden. In der

InvV. wird das G. vom 7. Dezember 1933 eine

wesentliche Erleichterung der finanziellen Lage
bringen, da bei der zu erwartenden günstigen
Weiterentwicklung der Wirtschaftslage und in¬

folge der durch das Gesetz vorgesehenen Rück¬

wirkung einzelner Vorschriften der Ausgleich
zwischen Ausgaben und Einnahmen erreicht

werden dürfte. In der AngV. können der Rück¬

lage voraussichtlich 157 Millionen RM. zuge¬

führt werden. In der knappschaftl V. werden

sich in der Arbeiterpensionskasse durch Zu¬

wendungen des Reiches Einnahmen und Aus¬

gaben ausgleichen. In der Angestellten¬

pensionskasse reichen die Hilfen des Reiches

aber nicht aus, um den Fehlbetrag zu decken.

In der KV. werden die Rechnungsergebniss»
für das Jahr 1933 durch die eingeleiteten Bei¬

tragssenkungen wahrscheinlich eine Vermin¬

derung der Beitragseinnahmen und damit der

(Gesamteinnahmen bringen.

Zum Rückgriffsrecht der Versicherungsträger

ch $ 1542 RVO. geht dei Anspruch, den die
h der RVO. Versicherten oder ihre Hintei-

ebenen nach anderen gesetzlichen Vor¬

orten haben, auf die Vir. Insoweit über, als

den Entschädigungsberechtigten nach der

RVO, Leistungen zu gewahren haben. Der An¬

te h ijegen Dritte kann sich auf die Folgen
• Krankheiten, Unfall, Invalidität oder auf
n Iod des Ernährer^ runden. Recht-
ei hung und Praxis haben sich oft mit diesen

nspiüchen zu belassen gehabt, es bleibt

immer noch ein recht erheblicher Teil von

eifelsfragen und Unstimmigkeiten ülai

die Stellungnahme des Rei gerichts ist

VZ. bereits 1933, S. 117. eine Abhandlung
ienen, auf die verwiesen wird. Es wur<

• betont, dai der Rückgriff dn VTr. sich

id die tatsächliche Leistuno- beschrankt,

n sieh aul das erstreckt, was recht-

n ist. Mit inderen Worten
s sich bei den tsprüchen der

soldh \i .uf Pflichtleistungen 1

len, I > is ! für die i und

Robert Fette, Stuttgart

Unl\\. mit welch letzterer sich das RG. in dem

erwähnten Fall zu beschäftigen hattet für die

hauptsächlichsten geldlichen and ichlichen

Leistungen, d. h. für KG., Rentenbeträge, Kosten

ärztl. Behandlung und Heilmittel /weifeisfrei, für

die InvV. und AngV« besteht schon eine erheb¬

liche Einschränkung, weil für sie beide Heil!

handlung und Heilmittel keine Pflichtleistungen;
sondern nach dem geltenden Recht freiwillige

istungen sind, auf die die Versicherten keinen

Rechtsanspruch haben. Diese unt friedliche

Auffassung ist für die VTr. sehr unerwünscht.

Wenn die hier zitierte Rechtslaf dlgemetn an¬

erkannt wird, kann ihr nur durch eine andei

issung des Gesetzes bei der bevorstehenden

Neuregelung b* den.

und erhebliche Zweifel ül>er das M ies

Zugi entstanden, denn nicht all tprüche
i sicherten t den V1 r. über. In

einer l un 13. N i 1931 hat das < )I

Nürnberg — I. d. RVA. Bd. ö S. 312

entschieden, dafi ck Kirch den ' Infall dem

i si(} spruch aut m/
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des Sachschadens und des Schmerzensgeldes
nicht zu den Ansprüchen gehört, die gemäß

$ 1552 RVO. auf den VTr. übergehen. Das Maß

des Zugriffs spielt in den Auseinandersetzungen

zwischen VTr. und HaftpflichtV. oft auch dann

eine Rolle, wenn dem Versicherten wegen teil¬

weisen Mitverschuldens an dem schädigenden

Ereignis vom Gericht nur eine Teilentschädi-

tfung zuerkannt wurde. Es wird dann zuweilen

versucht, den Anspruch der VTr. auch nur teil¬

weise anzuerkennen. Eine solche Uebung findet

in Gesetz und Rspr. keine Stütze, sie muß daher

zurückgewiesen werden, wenn es für den Ver¬

sicherten auch sehr bedauerlich sein mag, wenn

r dadurch geschädigt wird.

Der Zeitpunkt dt Rechtsübergang war in

hüheren Jahren oft strittig. Das hat dazu ge¬

führt, daß die Ersatzverpflichteten oder deren

HaftpflV., wenn sie an den Geschädigten die

volle Leistung abgeführt hatten, vom Gericht

nachträglich nochmals zur Schadloshaltung des

VTr. nach dem Maß seiner Leistung verurteilt

wurden. Die entscheidenden Gerichte haben mit

Recht die Auffassung vertreten, daß die meisten

Personen durch öffentl. V. geschützt sind, und

daß es deshalb einer Anzeige des Vir. an den

Haftpfl.Schuldner oder dessen V.Gesellschaft

nicht bedarf. Bei einem etwaigen Vergleichs¬
abschluß mit Verzicht auf alle weiteren An¬

sprüche bleiben die Ersatzforderungen der VTr.

unberührt, da bei Kenntnis der Tatsache, daß

der Geschädigte versichert ist, guter Glaube d*

Haftpfl. oder seiner V.Ges. nicht vorliege. In

nem solchen Falle hat das LG. St. eine Stadt¬

gemeinde, die einem Versicherten, der auf der

Straße durch mangelhaftes Pflaster geschädiut

war, mit 1000 RM. abgefunden hatte, zur Zah¬

lung des Betrags von Ö00 RM. an die ersatz¬

berechtigte Kk. mit folgender Begründung ver¬

urteilt: „Nach § 1542 RVO. geht der Schaden-

ei sat/anspruch eines Verletzten kraft (

auf den VTr. über. Der Rechtsübergan^ voll¬

zieht sich nicht erst nach der Leistung, sondern

bereits in dem Zeitpunkte, in dem die Leistunes-

pllicht des VTr. entsteht. Der Vergleich, den

die Beklagte mit dem Verletzten abge¬

schlossen hat, bindet daher die Klägerin nicht.

Sie kann trotzdem Erstattung der von ihr ge¬

steten KH. verlangen/' (DK. 1929 S. 3SS).

Neuerdings hat das RVA. in einer E. vom

11. August 1933 dazu Stellung genommen, in¬

wieweit ¦ ohne Wissen der LVA.

hlos i Vergleich d bindet. Das RVA.

kommt zu diesem Ergebnis Kann der nach

r RV< ). Versicherte nach anderen etsL

\ rschriftt Ersatz e: boan-

ruchen, der ihm durch Unfall usw. erwachsen

ist ein zwischen ihm und dem S er

s( hlos Vergleich wirksam fj nüber der

LVA., wenn er nur den über «ien Betrag ch

InvRente hinaus ent N • n umfaßt.

Die LVA dar! in dk ig ihrer

tunti nicht \ leicl mme auf¬

rechnen. (AN. 1933 S. 455). Die E. hatte zwar

in erster Linie über die etwaige Zulässigkeit der

Aufrechnung gemäß § 1324 RVO. zu urteilen;

es wird aber angenommen werden können, daß

der aufgestellte Grundsatz allgemein in die Ent¬

schädigungspraxis übergeht und dadurch viele

der seitherigen unerquicklichen Streitfälle be¬

seitigt.
In der RentenV. lassen sich die Entschädigung

ansprüche überhaupt sehr selten durchsetzen

Abgesehen von der vielfachen Ansicht Ver¬

sicherter, daß — wenn solche überhaupt be¬

stehen — in beide V., auch in die HaftpflV.,
bezahlt wurde und deshalb Anspruch an beide

V. bestehe, einer Ansicht, aus der sich leicht

Täuschungsversuche ergeben, sind die Forde¬

rungen aus den täglichen Wirtshausdifferenzen

als eines beträchtlichen Teils dieser Art Schäden

kaum durchzusetzen. Fast immer handelt es

sich hier bei Schädigern und Geschädigten um

jüngere, mittellose, zudem oft nur ^eitweiliu
verfeindete, aber gegen Ersatzleistungen einge¬

stellte Personen, bei denen die Versuche der

gerichtlichen Beitreibung nur zwecklose Kosten

verursachen.

In die gleiche Kategorie entfallen die meisten

Kraftradunfälle. Das Verschulden ist hier oft

sehr schwer nachzuweisen, schwer zu entschei¬

den, ob Schwerfälligkeit oder Abneigung der

Fußgänger oder ähnliche Erwägungen beim

Fahrer das überwiegende Schuldmoment sind.

Fast nie aber liegt bei Motorrädern, die den

Hauptteil der Unfälle herbeiführen, eine Haft-

pflichtV. vor. Das Eigentum am Rade selbst,

das vielfach auf Abzahlung gekauft ist, bietet

keine Sicherheit für eine Ersatzforderung, an¬

dei greifbare Mittel fehlen den jüngeren

Leuten aber überhaupt. Bei einem erheblichen

Teile der großen Kraftwagen bestehen di-

gleichen schlechten Verhältnisse, wo der Besitz

>ich zweifelhaft ist und daher keine Ersatz¬

möglichkeit verbürgt, außerdem ber kein

HaftpflV. abgeschlossen wurde. Wiederholt ist

deshalb die Forderung erhoben worden, daß

Ier Besitzer und gelegentliche Benutzer eine

Kraftfahrzeugs nur dann die Zulassungsurkunde

hält, wenn vorher eine ausreichende HaftpflV.

nachgewiesen ist. Es gibt zwar auch Fahrzeuge,

die ohne Führerschein benutzbar sind, deren

Geschwindigkeit ist in der Regel aber nicht i

gioß, daß sie wesentlich an dem Entstehen de

Unfälle schuldhaft beteiligt wären. Durch ge~

_rnete# Vorschriften ist es zweifellos möglief

den verlan<4t**n Schutz, der gleicherweise für

Versicherte als auch für VTr. große Bedeutung

:t, lückenlos durchzuführen und damit den

ientliehen Mitteln, die in der SV. verwaltet

werden, die erforderliche Sicherh« zu g»

währen. X ich dem Vi dl der Kraftfahrzeug

Steuer kann der Einwand, \ ein notwendiges

Verkehrsmittel durch eine PflichtV. en Ha:

tung zu ir b werde, mit Recht nicht

mehr erhoben werden.
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Wann endet die Krankenhilfe? Ludwig Diel, Berlin

An diese Frage knüpft sich seit Bestehen der

reichsgesetzlichen KV. eine überaus große Zahl

von Streitfällen. Das kann um so weniger ver¬

wundern, als nicht nur die Frage nach dem

rein materiellen, sondern auch die nach dem

rein zeitlichen Umfang der KH. wesentlichste

Interessen sowohl des Versicherten als des VTr.

berührt und im Einzelfall immer wieder einer

objektiv noch so klaren Rechtslage die sub¬

jektive Rechtsauffassung der Beteiligten gegen¬

übergestellt wird, die gerade in diesem Einzel-

talle durchaus im Recht sein zu dürfen glaubt.
Dennoch sind die, das Ende der KH. bestim¬

menden gesetzlichen Vorschriften, wenn sie

chlich gelesen und beurteilt werden, von

»Icher Einfachheit und eindeutigen Klarheit,

E Streitfälle, insbesondere solche, die auf tat-

chlich unrichtige Anwendung des Gesetzes

ich die VTr. gestützt werden, im Grunde

nommen nicht aufkommen sollten.

Ueber die zeitliche Dauer der KH. stellt § 1S3

RVO. den Grundsatz auf, daß sie „endet späte¬

stens mit Ablauf der 26. Woche nach Beginn

der Krankheit". KH. setzt sich nach § 182 RVO.

immen aus KPfl. und KG.; das bedeutet aber

< ht, daß die Vorschrift über das Ende der

KH. nur da Anwendung fände, wo die beiden

I»< standteile der KH. zusammen gewährt werden,

vielmehr ist die KU. auch dann beendet, wenn

i die zulässige Dauer z. B. infolge Fehlens

r AU. nur die KPfl. gewährt wurde. Der

[ii aktischen Auswirkung dieser Rechtslage diene

folgende Beispiel : Ein Versicherter er-

kiankt, bedarf ärztlicher Behandlung und der

Versorgung mit Arzneimitteln (KPfl.), bleibt

iber arbeitsfähig; er nimmt die KPfl. der Kk.

las zum Ablauf der 26. Woche nach Krankheits¬

beginn in Anspruch und ist weiterhin objektiv
KiL Einige Tage nach Ablauf der 26. Woche

führt die bisher nur KPfl. erfordernde Erkran¬

ke; zur AU.; es besteht weder Anspruch auf

KPfl. noch-auf KG., der Versicherte hat viel¬

er jeglichen Anspruch auf KH., sei es auf die

imt- oder auf eine Teilleistung, für die

weitere Dauer der seitherigen Krankheit er¬

hüpft. — Der Grundsatz des § 183 RVO., wo-

h die KH. mit Ablauf der 26. Woche nach

ikheitsbeginn endet, erhält aber in Abs. 1

chzeitig eine doppelte Ausweitung, die sich

hr sentlich zugunsten der Versicherten

wirkt Die erste Abweichung von der grund-
*

< hen Vorschrift bringt der, dem Hauptsatz
i Abs. 1 RV< ). beigegebene Zusatz

•ch KG. erst von einem späteren Tage
i, nach du ". Mit anderen Worten

las, daß die KH. nicht mit Ablauf der

ch Krankheil .n, sondern erst

ier 2 che nach dem »n

nn nicht vom

f r\em

späteren Tage an KG. bezogen wird. Da bei

der praktischen Auswirkung dieser Bestimmung

gleichgültig ist, an welchem Tage innerhalb der

gesetzlichen Bezugszeit der KH. die KG.-Zah-

lung einsetzt, ergibt sich, daß ein Versicherter,

der seither arbeitsfähig war und nur die KPfl.

bezog, wenn er noch am letzten Tage der

26wöchigen Bezugszeit mit dem Bezug von KG.

einsetzen muß, bis zu weiteren 26 Wochen KH.

beanspruchen kann, wenn die AU. so lange an¬

dauern sollte. Wird sie aber beispielsweise
nach 10 Wochen beendet, so hat damit natürlich

auch der Anspruch auf KH. sein Ende gefunden,
der Anspruch lebt auch nicht mehr auf, wenn

z. B. nach weiteren 2 Wochen wegen der

gleichen, bisher nicht gehobenen Krankheit er¬

neut AU. eintreten sollte, weil die grundsätz¬
liche Bezugsdauer für KH. (26 Wochen) beim

Eintritt der AU. bereits überschritten war. Diese

Rechtslage wird auch im Abs. 3 des § 183 RVO.

noch besonders hervorgehoben; dort ist be¬

stimmt, daß mit dem Ende eles Bezuges von

KG. auch der Anspruch auf KPfl. (also der

Anspruch auf KH. überhaupt) endet, wenn KG.

über die 26. Woche hinaus zu zahlen h

Ein zweites Abgehen vom Grundsatz des § 183

RVO. bestimmt Abs. 1 Satz 2. Danach wird

dann, wenn in die KG.-Bezugszeit eine Zeit fällt,

in der nur KPfl. gewährt wird, diese Zeit des

Bezuges von „Nur-KPfl." auf die Dauer des

KG.-Bezuges bis zu 13 Wochen nicht ange¬

rechnet. „Fällt in den KG.-Bezug" bedeutet,

daß die Zeit des Bezuges von „Nur-KPfl.' von

Zeiten tatsächlichen Bezuges von KG. um¬

schlossen sein muß, daß sie also nur dann bis

zur Dauer von 13 Wochen nicht angerechnet

wird, wenn nach elem Wiedereinsetzen der AU.

tatsächlich noch Anspruch auf KG. besteht und

dieses bezogen wird. Beispiel: 1. Ein Mit¬

glied erkrankt arbeitsunfähig; nach 8wöchigem

Bezug von KG. tritt Arbeitsfähigkeit ein, die

Erkrankung als solche besteht aber weiter und

erfordert nach wie vor KPfl. Die KPfl. wird

14 Wochen lang bezogen, dann wird das Mit¬

glied erneut arbeitsunfähig. Grundsätzlich be¬

stünde jetzt nur noch für weitere 4 Wochen

Anspruch auf KH., sie müßte dann an sich in¬

folge Ablaufs der gesetzlichen Bezugsdauer

enden. Durch § 1S3 Abs. 1 StttS 2 RVO. wird

aber der Anspruch auf KG. um 13 Wochen üb»

n grundsätzlichen Ablauf der KH. hinaus ver¬

längert, vorausgesetzt natürlich, daß Mit-

ied wegen der gleichen Erkrankung so :e

ununterbrochen weiter arbeitsun! >ol!r

r zwischen den beiden normalen b I

i und 4 W jen¬

en Zeit eles Be >n Nur-KPfl.* (14

Wo< 13 W«

i.-Pe nicht net. 2. Ein
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aibeitsunfähig erkrankter Versicherter bezieht

15 Wochen KG-, wird dann unter Fortbezug
von KPfl. irbeitsfähig, um nach 6 Wochen neu¬

erdings arbeitsunfähig zu werden. Diese

6 Wochen werden auf die Dauer des KG.-Be-

zuges nicht angerechnet, d h. um sie verlängert
sichf wenn solange AU. bestehen sollte, nach

dem grundsätzlichen Ende der KH. der An¬

spruch auf KG. — Einem Erfordernis der Praxis

leistete § 183 Abs. 2 RVO. durch die Vorschrift

enüge, daß hinsichtlich der KG.-Zahlung ein

Sonntag oder ein Staatlich allgemein an«

kannter Feiertag nicht mitgezählt wird, wenn

die AU. an einem dieser Tag*e endet. Im Falle

der Beendigung der AU. an einem Sonntag
wird also KG. nur bis einschließlich Sonnabend,
im Falle der Beendigung z. B. am Karfreitag
nur bis Donnerstag gezahlt. Endet die AU.

aber z. B. am Ostermontag, so endet der Bezug
des KG. ebenfalls mit dem vorhergehenden
Tage, dem Ostersonntag, obwohl dieser ein

Sonn- und Feiertag ist (vgl. Rundschr. des

RAM. vom 2. August 1930). Es soll immer nur

der letzte Sonn- oder Feiertag betroffen werden.

Zur Frage der Fortdauer der Mitgliedschaft bei

Wochengeldbezug
Das RVA. — Abteilung II 1. Rev.Senat hatte

in seiner E. vom 20. Juni 1928 IIa K. 259/27

- (AN. 1928 S. IV 284 Nr. 3233; EuM. Bd. 23

S. 56 Nr. 24) den Grundsatz ausgesprochen,
daß auch di früher als 6 Wochen vor der

Entbindung wegen ihrer Schwangerschaft aus

der V. ausgeschiedenen Versicherten Anspruch
uf Kassenleistungen gemäß § 195n Abs. 2 u. 3

RVO. (Wochengeldbezug bis zur Entbindung

hätten, aber gleichzeitig auch erklärt, daß l

von clei Niederkunft ab keine WH. mehr

erhalten könnten. Aus elen Gründen der E.

geht hervor, daß das RVA. an sich auf dem

Standpunkt bestehen bleibt, daß die Ent¬

bind u n g als VF. auch für che WH.ansprüche

M gelten hat. Es führt aber dann weiter aus,

daß ein Recht auf die* Leistung des „WG.es

tür die Zeit vor der Entbindung nach § 195a

Abs. 2 u. ) RVO. trotzdem ausnahmsweise der V.en

eingeräumt werde, bevor der VF. eingetreten

i. Denn cler durch das G. vom 9. Juli 1926

ngetiigte Abs. 3 bestimme, daß das WG. für

die Zeil vor cler Entbindung jeweils sofort,

nicht erst mit dem T« der Entbindung fällig
werde. Daraus ergebe sich in Verbindung mit

|195a Abs. 2 Sau2 und Abs. 7 RVO. auch als

weitere FoU laß, wenn die Entbindung erst

nach Ablauf d» f) Wochen seit elem Aus-

s< heiden bei einein etwaigen Irrtum <i \rztes

über den Zeitpunkt der Entbindung eintaeti

der Anspruch der Schwangeren noch bis zum

I di Niederkunft lehnt weiden

An sie h wiirc ÜngS U hon mit

Maut dei drist eles $ 195a Abs. 7

RV< Vi herte ein«

Anspruch nach diesei V hrifl nicht hau

und ihn dahei • enl ills für die Zukunft nicht

mehr 1 machen könne Abei lie H<

Ziehung g 19
'

! RVO. ermöglich
< \\ noch den WG.b« ; /ur Enth r.

Darfih inaus entbehre er dei \i'\l pruch
er R indl« I> die Versiehe

sp s 6 Wodw nach Beendigui dt

V tbunden i fer

Senatspräsident Dr. F. Bothe, Berlin

die Vorschriften des § 217 und der § 311 RVO.

nicht anwendbar seien, so könne sie von der

Niederkunft ab keine WH. mehr erhalten.

Was die Bezugnahme des RVA. auf §311 RVO

anbetrifft, so ist aber zu beachten, daß d a i

RVA. diese E. erlassen hat, bevor die Vor¬

schrift des Abs. 2 im § 311 RVO. durch dasG<

setz über WH. vom 18. Mai 1929 - RGBl. I

S. 98 — eingefügt worden war. Damals be¬

stimmte der § 311 RVO. nur, daß „Arbeits-

u n f Ikig e" Mitglieder bleiben, so lange
ihnen elie Kk. Leistungen zu gewähren hat.

Das RVA. konnte also in seiner E. mit Recht

darauf hinweisen, daß § 311 RVO. schon um

deswillen zugunsten der früher als 6 Wochen

vor der Entbindung Ausgeschiedenen nicht

Platz greifen könne, weil diese Vorschrift zur

Voraussetzung habe, daß dieKk. ihre Leistungen

wegen AU. zu gewähren habe und Schwanger
die ihre Beschäftigung wegen der Schwanger¬

haft aufgäben, nicht ohne weiteres als

arbeitsunfällig anzusehen seien, wenn nicht

hierfür etwa in bestimmter Anlaß vorläge»,

was in dem zur E. stehenden Falle nicht in

Frage käme (vgl. Hoffmann KV. 7. Aufl. S. 327

AN. 2 zu $ 311)).

Die B. eles RVA. vom 20. Juni 1928 ist aber,
jchelem durch elas genannte G. vom 18. Mai

1929 dem $ 311 RVO. die Vorschrift des Abs

eingefügt worden ist, daß nicht nur Arbeits¬

unfähig« rn auch Schwangere und

Wöchnerinnen Mitglieder bleiben, so lange» sie

Anspruch auf Worhen- oeier Schwangerengeld
und nicht gegen Entgelt arbeiten, über¬

holt und nicht mehr nwendbnr, soweit sie

riehen eschiedenen Vei sicherten einen

WHLanspruch über die Entbindung hinaus \.

gt hat.

Hieraul muß unbedingt Inmal hingewiesi
werden. Denn vie Kk.en beruft sich I

ihrer Ablehnuni h heute ch wi

vor auf die genannte grundsätzliche fi. des

RVA. vom 20. Jui i 1' und auch im Schrift¬

tum wird di< irrtümliche A h

noch verti (vgl J ger: Wochen-
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,ulfe, 4. Aufl. 1931 S. 53 AN. 48 zu § 195a RVO.).
Die Rechtslage ist aber jetzt die folgende: Der

Abs. 2 des § 311 RVO. stellt den Anspruch
uf Wochen- und Schwangerengeld der AU.

gleich* Er will dadurch verhüten, daß die aus

i Beschäftigung wegen Schwangerschaft aus¬

weidenden Versicherten, auch wenn sie noch

ht arbeitsunfähig sind, ihres Anspruchs auf

WH. verlustig gehen, wenn die Entbindui

nicht innerhalb 6 Wochen nach dem Aus¬

scheiden erfolgt und die freiwillige WeiterV.

turnt wurde. Voraussetzung ist aber, daß

kt ine Beschäftigung gegen Entgelt mehr aus

übt wird, und Bedingung ist weiter, was

wichtig und nicht zu übersehen ist, daß die

WG. Zahlung" auch bereits während der

Mitgliedschaft" fälli geworden ist.

<S 195a Abs. 3 RVO.).

Nur, wenn die Zahlung eles WG.es nach § 1^5

Abs. 2 u. 3 RVO. noch während der Mitglied¬

schaft einsetzt, kommt nach § 311 Abs. 2 RV'

ein Ausscheiden aus der V. nicht in Frage.
Andernfalls gelten, entsprechend der insoweit

noch zu treffenden E. des RVA. vom 20, Juni

1928, nur § 195a Abs. 2 und daran anschließend

$ 195a Abs. 7 RVO., d. h. die WG.zahlung (nur
diese) wäre bis zur Entbindung fortzusetzen,
aber weitere WG.leistungen wären nicht zu ge¬

währen, wenn im Zeitpunkt der Entbindung seit

dem Ausscheiden aus der V. mehr als 6 Wochen

verstrichen sind. (Vgl. Schraeder, Schuht,

Brucker: Die deutsche KV. Bd. I 1931 S. 50S

Anm. zu § 311.)
Eine neue grundsätzliche E. des RVA. ist zu

dieser Rechtslage, wie sie der Abs. 2 des § 311

RVO. geschaffen hat, bisher nicht ergangen.

Sie dürfte auch bei der Klarheit der gesetzlichen
Vorschriften nicht erforderlich sein. Es genügt,
wenn nach ihnen in dem oben dargelegten
Sinne verfahren wird.

Herabsetzung der Versicherungsgrenze
des §178 RVO.

Bescheid des RVA. vom 17. Februar 1934 —

I! K 2114 34 - (BKK. 1034 Sp. 114).

Vorbehaltlich einer E. im Rechtszuge nimmt dl
kVA. an, daß nach § 178 RVO. in der Fassung

$ 11 des Ges. zur Erhaltung der Leistungs-
• higkeit der InvV. usw. vom 7. Dezember 1933

(BGBL I S. 1039) die V.berechtigung (§§ 176, 313

RVO.) sämtlicher Personen, deren regelmäßiges
hrliches Gesamteinkommen am 1. Januar 1934,
m Tag des Inkrafttretens d* Ges. vom

7. Dezember 1933, 7200 RM. überstieg, mit

•m Tage erloschen ist. Dies gilt beim

Mangel einer entsprechenden Beschränkung in

m bezeichneten Gesetz auch für solche V.be-
i htigten, die beim Inkrafttreten der NotV(

) 20. Juli 1930 (RGBl. I S.311) mindestens
I ihre freiwillig Mitglieder der Kasse waren

• d elaher nach der bezeichneten VO.
1 .Abschn. 2. Titel Art. 5 von der durch Art. 1

lO. erfolgten Einführung des $ 178
I nicht erfaßt wur len.

Landwirtschaftlicher Vollstreckungs¬
schutz und Sozialversicherung.

ch VO. des Reichspräs, vom 14. I

1933 (RGBL I S. f)3) und rom 27. D
bi i 1953 (RGBL I S. 1115) wird tu, die
(wirtschaftlichen Betriebe ein erhöhtei Voll-
ckungsschuU gewährt Aul dem Gebie
Immobiliarzwangsvollstreckung sind samt-
Verfahre zum Zwecke der Zwanj

landwirtschaftlicher, fortwirtschal
id gärtnerischer (hrundstucke einst¬

ellt worden. Dies. Einstellungen
/• Steigerung !¦

,
was wicht

V11. als Beitragsgläubiger ist, tue
ii auf einen besonderen von ihn«

Anti beseitigen. Damit d

Steigen!! aber ihren Porte

nehmen soll, müssen außergewöhnliche Um¬

stände vorliegen. Die Gläubiger werden unter¬

schieden nach bevorzugten unel gewöhnlichen
Gläubigern. Die ersteren sinel namentlich Gläu¬

biger langfristiger Kredite.

Die Zwangsversteigerung kann fortgesetzt
werden, wenn sie u. a. betrieben wird wegen

einer dinglichen erststelligen Forderung. Ein

dahin zielender Antrag ist jedoch abzulehnen,
wenn die Nichterfüllung der Schuldnerver¬

pflichtung auf höherer Gewalt beruht. Wirt¬

schaftliche steht höherer Gewalt gleich. Wirt¬

schaftliche höhere Gewalt ist ein durch den

allgemeinen Preisstanel bedingter wesentlicher

Rückgang des Erlöses aus elen im Betriebe ge¬

wonnenen Erzeugnissen und die dadurch her¬

vorgerufene Zahlungsunfähigkeit des Schulej-

nei Unter natürlicher höherer Gewalt sind

außergewöhnliche Verluste durch Unweit»

Viehseuchen usw. /u verstehen.

Selbst wenn elie Voraussetzungen zur Port-

s< tzung der Zwangsversteigerung gegeben
sind, SO ist das Gericht trotzdem nicht fl

/wurigen, dieser stattzugeben. Es kann dem
Schuldner noch eine weitere Schonfrist zur

Erfüllung seiner ihm noch obliegenden Ver¬

bindlichkeiten >en. Erfüllt der Schuldnei

lerhalb dieser Frist, dann ist der Antrag auf
\:( i tsetzur eh Zwangsversteigerung abzu¬
lehnen.

I bevorzugten Gläubiger können eine

Foi tsetzun el* Zwangsversteigerung beim

Gericht u. a. durch den Nachweis bewirke

dafi eine ordnungsmäfii Wirtschaftsfühi ui

durch elen Betriebsinhaber nicht zu erwarte];

ist. Aue h bei der Mobiliarzwangs\ ollstre< kung
kennt die VO- über elen landwirtschaftlich*

Vollstreckunj <t/ dt Unterschied zv

bevorzugte und niel fcn rügten

igei n.

Eine 1 der» Ausnahmestellung haben An-

spruc ml Steuern und öffentliche Abgab
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ie nach dem 31. März 1932 geschuldet wer¬

den. Zu den öffentlichen Abgaben sind auch

die Beiträge zur SV. zu rechnen, an deren Zah¬

lung die VTr. ein sehr großes Interesse haben.

Hinsichtlich dieser Forderungen kann der

Schuldner wiederum einen Äusnahmetatbe-

stanel geltend machen, daß ihm durch eine

iortzusetzende Zwangsvollstreckung Mittel ent-

<>gen würden, die er zur ordnungsmäßigen

Fortführung der Wirtschaft nicht entbehren

kann.

Will der Gläubiger den Schuldner zum Offen¬

barungseid laden, dann hat der erstere glaub¬
haft zu machen, daß der Schuldner außer elem

dem Vollstreckungsschutz unterliegenden Ver-

mögen noch sonstiges besitzt.

Referenelar Erwin Müller, Dösseidorf.

Abtinderungen des Scheckrechts.

Aehnlich wie beim Wechselrecht (vgl. VZ.

1933 S. 280) ist auch das Scheckrecht durch

elas Scheckgesetz vom 14. August 1933 (RGBl.
I S. 597) entsprechend d< internationalen

Abkommen zur Vereinheitlichung des Scheck¬

rechts den dadurch geschaffenen Verhält¬

nissen angeglichen worden. Das Scheckgesetz
tritt am 1. April 1934 in Kraft. Das Gesetz bringt

wesentliche Abänderungen.

Ausstellung und Form des Schecks.

Eine Neuerung ist die Bestimmung, daß der

Scheck die Angabe des Zahlungsorts »t-

halten muß. Ist diese Angabe nicht aufge¬

nommen, dann ist der Scheck an dem Orte

hlbar, an dem eler Bezogene seine Haupt¬
niederlassung hat. Nach Art. 8 können Schecks

auch bei einem Dritten, am Wohnort des B«

/ogenen oder an einem anderen Orte, zahl¬

bar gestellt werden, jedoch nur unter der

Voraussetzung, dafi der Dritte Bankier ist.

Die Aufnahme eines Zinsvermerks in den

Scheck gilt nach Art. 7 als nicht geschrieben.

Uebertragung. Neu ist elie Regelung des

Vollmachtsindossainents im Art. 23, während

Art. 24 hinsichtlicn eles Nachindossaments b«

stimmt, daß ein Indossament, das nach Er¬

hebung des Protestes oder nach Vornahme

einer gleichbedeutenden Feststellung oder nach

Ablauf der Vorlegungsfrist aul den Scheck

gesetzt wird, nur die Wirkung einer gewöhn¬
lichen Abtretung hat.

< h e c k b ü r g s c h a f L Die Einführung dei

Schec kbürgschaft ist in * dieser Form neu.

Hiernach kann gemäß Art. 25 ff. die Zahlung

der Schecksumme ganz oder teilweise durch

Sc h» < kbürgschaft ichert werden. Diese

Sicherheit kann von einem Dritten, mit Aus¬

nahme des Bezogenen, oder auch von ein«

P< n bust« t werden, deren Unterschrift

sich schon auf dem Scheck befindet Die Bürg¬
schaftserklärung rfolgt hriftlich dem

Scheck Ier \\ einem Anhang. Sie wird

durch eb \\ Is Bürj oder einen

gleich! den Vermerk ausgedrückt un

ist Scheckbürgen zu untere it

r Voi ite i Sc hecka nügt iür di<

Wirl t der Bürgschaft die bl Unter¬

schritt des Scheckbü \. In cler Erklärunf
ist anzugeben, für wen die Bürgschaft geleistet
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wird; fehlt eine solche Angabe, gilt sie für

den Aussteller. Der Scheckbürge haftet in der

gleichen Weise wie der, für den er sich ver¬

bürgt hat. Bezahlt er den Scheck, so erwirbt

er die Rechte aus dem Scheck gegen den,

für den er sich verbürgt hat, und gegen alle,

die diesem scheckmäßig haften. Seine Ver¬

pflichtungserklärung ist auch gültig, wenn die

Verbindlichkeit, für die er sich verbürgt hat,

aus einem anderen Grunde als wegen eines

Formfehlers nichtig ist.

Vorlegung und Zahlung. Nach dem

bisherigen Recht ist der Scheck bei Sicht

hlbar; neu ist die Bestimmung, daß jede

egenteilige Angabe als nicht geschrieben gilt.
Die bisherige Vorlegungsfrist für einen Scheck

von 10 Tagen ist auf 8 Tage herabgesetzt
worden. Diese Frist gilt für solche Schecks,

die im Lande der Ausstellung oder, wenn sie

im Inland ausgestellt sind, im Inland oder in

Oesterreich zahlbar sind, ist ein Scheck in

einem anderen Lande als dem der Ausstellung

zahlbar, so ist er binnen 20 Tagen vorzu¬

legen, wenn Ausstellungsort und Zahlungsort

sich in demselben Erdteile befinden, und

binnen 70 Tagen, wenn Ausstellungsort und

Zahlungsort sich in verschiedenen Erdteilen

befinden. Nach Art. 32 ist ein Widerruf erst

nach Ablauf der Vorlegungsfrist wirksam.

Gekreuzte und .Verrechnungs¬
schecks. Die Bestimmungen über gekreuzte
und Verrechnungsschecks sind neu. Es wird

unterschieden zwischen allgemeiner Kreuzung

\^nd besonderer Kreuzung. Die Kreuzung ist

1 1 g e m e i n
,

wenn zwischen den beiden

Stiichen keine Angabe oder nur die Bezeich¬

nung „Bankier" oder ein gleichbedeutender
Vermerk steht; sie ist eine besondere,

wenn der Name eines Bankiers zwischen die

beiden Striche gesetzt ist. Ein allgemein ge~

kieuzter Scheck *arf vom Bezogenen nur an

einen Bankier oder an einen Kunden des Be¬

zogenen bezahlt werden. Ein besonders ge¬

kreuzter Scheck darf vom Bezogenen nur an

elen darin bezeichneten Bankier oder, wenn

dieser selbst der Bezogene ist, an dessen

Kunden gezahlt werden. Das Gesetz behält

neben dem gekreuzten Scheck den Verrech¬

nungsscheck bei.

Rückgriff mangels Zahlung. Für

den Fall des Rückgriffes schuldet der Inhaber

außer der Schecksumme, den Kosten des Pro*

testes und der Nachrichten sowie der ande¬

ren Auslagen noch eine besondere Vergütung,
di mangels besonderer Vereinbarung ein

Drittel vom Hundert der Hauptsumme des

Schecks beträgt und diesen Satz keinesfalls

überschreiten darf, und schließlich Zinsen zu

6 \. H. seit dem T der Vorlegung.

Verjährung. Die Rückgriffsansprüche de

Inhabers gen den Indossanten, den Aus¬

steller und die anderen Scheckverpflichtet*

erjähren in f> Monaten vom Ablauf der Vor¬

legungstrist ab. Die Rückgriffsansprüche ein«

Verpflichteten en einen anderen Scheck-

vei pflichteten iren in ft Monaten v<

m läge an rechnet, an dem der Scheck

von dem Verpflichteten löst oder ihm

nübei < richtlich geltend gemacht wor-

i. (Kwahl Dorner. V baden.



Auslegung des § 385 Abs. 1 RVO.

Bescheid des RAM. vom 5. März 1934 IIa

Mr. 120534. —

Die Auslegung und Anwendung der Vorschrift

des § 385 Ads. 1 RVO. in der Fassung der

VO. zur Neuordnung der KV. vom 15. No-

ember 1933 (RGBl. I S.978) hat, wie mir auch

von anderer Seite mitgeteilt worden ist, bei der

praktischen Durchführung zu Meinungsver-
hiedenheiten geführt. So ist z. B. die Ansicht

vertreten worden, daß nach der Neufassung bei

einer Beitragserhebung nach Monaten die KV.¬

beiträge allgemein nur für 30 Tage angesetzt
werden dürfen. Die Folge eines derartigen
Vorgehens wäre, daß Kk.en mit Beitrags-

nitten von einem Monat im Jahre nur für

360 Tage Beiträge erhielten.

Weiterhin ist aus der Vorschrift, daß für die

! rhebung die Woche zu 7 Tagen anzusetzen

t, gefolgert worden, durch Umstellung der

Beitragsabschnitte auf Wochen hätten die Kk.en

die Möglichkeit, sich für 365 oder 366 Tage im

ihre Beiträge zu verschaffen.

Diese Auffassungen sind irrig. Sie scheinen

if einer falschen Auslegung der Vorschriften

der |§ 180, 385 Abs. 1 und 393 RVO. zu be¬

ruhen. Es ist zu beachten,

daß § 180 RVO. die Berechnung des Grundlohn¬

betrages festlegt und damit lediglich eine Grund¬

lage für die Beitragserhebung gibt,
daß § 393 RVO. lediglich die Zahlungszeiten
bestimmt und vorschreibt, daß die Zahltage
nicht mehr als einen Monat auseinander liegen
dürfen.

unel daß $ 385 Abs. 1 RVO. die eigentliche
Ueitragsberechnung unter Verwendung des

fiach § 180 festgesetzten Grundlohnes regelt.

N M h § 385 Abs. 1 RVO. ist bei Versicherten,
die ihren Lohn (Gehalt) in fest bestimmter

Höhe als Monatslohn (Monatsgehalt) erhalten,
ir die Beitragserhebung der Monat nicht mehr,

wie bisher, zu 28, 29, 30 oder 31 Tagen, sondern

nur noch zu 30 Tagen anzusetzen.

Durch die Neufassung des $ 385 Abs. 1 RVO.
*

nur die bisherige Härte beseitigt worden,
«laß bei den Monatsgehältern die Berechnung
ier Beiträge nicht nach dem wirklichen sich

irhbleibenden Arbeitsverdienst erfolgte,
lern nach Kalendertagen. Dadurch kam esr

ifi beispielsweise in einem Monat mit 28 Tagen
n Angestellter mit einem Monatsgehalt von

gen seine Beiträge nur nach einem Betrag

«i 28 X 10 RM. gleich 280 RM., während der
iche Angestellte in Monaten mit 31 lagen

Beiti nein Betrag von 310 RM., also

Ur, als ct überhaupt erhielt, zahlen

Nach d« Geset aderung haben

Monatsgehaltsempfänger bei gleichem Ein-

>mmen, ohne Rücksicht auf die Tageszahl des

seinen Mon die gleichen Beiti zu

Jen.

i ergeht vorbehaltlich einer in-

ellen Entscheidung

erkung der Schriftleitung: Die legung,
l< r RAM. der ne ien F issung d< 3S5

1 RY< >. gibt, steht im < i der

Zeitschrift verl

(vgl. Wasewitz in Nr. 23 von 1933 S. 339

und die Auskunft in Nr. 3 von 1934 S. 39). Die

von uns vertretene Meinung findet sich mehr¬

fach auch anderweit im Schrifttum (vgl. Bült¬

mann in DOK. 1934 S. 122 und 148, L i e s k e

im ZRR. 1933 S. 333, Trode im ZRR. 1934

S. 17). Wenn in dem Bescheid des RAM. betont

wird, daß die Vorschrift des § 385 Abs, 1 RVO.,
wonach u. a. für die Beitragserhebung der

Monat zu 30 Tagen anzusetzen ist, lediglich für

Monatslohn- oder Gehaltsempfänger anzu¬

wenden sei. so werden damit zwar die Beweg¬
gründe für Aenderung des § 385 Abs. 1 RVÖ.

und auch die mit ihr verfolgte Absicht heraus¬

gearbeitet. Die gewählte F unf des neuen

$ 385 Abs. 1 RVO. ist jedoch allgemein
gehalten, lieber Beweggründe und Absichten

hinaus stellt sie danach eine Regel der Beitrag¬

berechnung für alle Versicherten, nicht nur

für Monatsgehaltsempfänger auf. Anders wäre

s, wenn die Worte des Bescheides „bei Ver¬

sicherten, die ihren Lohn (Gehalt) in fest b<

stimmter Höhe als Monatslohn (Monatsgehalt)
erhalten" in § 385 Abs. 1 Satz 2 2. Halbsatz

RVO. hinter den Worten ,,für die Erhebung
ist" enthalten wären. Der Bescheid gibt nun¬

mehr der Praxis eine Richtschnur für die prak¬
tische Handhabung des § 385 Abs. 1 RVO. 1

läßt, zudem er nur vorbehaltlich instanziellei

E. gegeben werden konnte, vorhandene Zweifel

aber bestehen, wird vielleicht sogar bei Kassen,

die bisher nach der überwiegend im Schrifttum

vertretenen Auslegung verfahren sind, neue

Zweifel schaffen. Deshalb ist im Interesse einer

endgültigen Klärung elringend zu wünschen,

daß recht bald ein geeigneter Fall an das RVA.

zur grundsätzlichen Entscheidung heran¬

gebracht wird. Da die Absicht des RAM., § 385

Abs. 1 RVO. nur auf Monatsgehaltsempfänger
angewendet zu wissen, eindeutig erkennbar ist

wäre es vielleicht sogar zweckmäßig, zur Be¬

seitigung aller Auslegungszweifel bei einer

nächsten Gelegenheit die» oben erwähnten

Worte „bei" bis „erhalten" in § 385 Abs. 1

Satz 2 2. Halbsatz RVO. durch (ieset/esünderung

einzufügen.

Vereinigung von Krankenkassen.

Die 5. VO. zur Neuordnung der KV. vom

3. März 1Q34 (RGBl. I S. 175) sieht vor, daß die

Vereinigung von Allg. Ortskk.en mit be¬

sonderen Ortskk.en, mit Land-, Betriebs- och

InnungsKk.en, ferner die Vereinigung von Allg-

Ortskk.en oder Lanelkk.en untereinander, die

ihren Sitz in den Bezirken verschiedener VA«

haben, sowie die A uf 1 ÖS u n g oder Schließung

von Kk.en bis auf weiteres der Genehmigung
cies RAM. bedarf. Die vorstehenden Vor¬

schriften gelten auch, wenn gegen elen Be¬

schluß de l >V V Beschwerde eingelegt und

über sie vor dem Inkrafttreten dieser VO. noch

nicht itskräftig entschieden is In Kraft

n ist die VO. am 5. März 1934.

Wegegebühren der Hebammen.

Bescheid Preufi. Min. d. I. vom 12 Febi

1934 ü! II 470/34 (LKK. 1934 Sp. 161).

Der Au' daß nur füi die Hilfeleistungen
der Hebammen bei Schwangerschaftsl
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den die Mindestsätze der Gebührenordnung

maßgebend sind, dagegen für Wegegebühren
auch bei Hilfeleistungen bei Schwangerschafts¬
beschwerden die VO. vom 15. Juni 1931, stimme

ich zu.

Hebammengebühren für Hilfeleistungen
bei Fehlgeburten.

Bescheid des Preuß. Min. d. I. vom 13. Febru

1034 - Hla II 519/34 - (BKK. 1934 Sp. 116).

Die Pauschsätze der VO. vom 16. Januai 1934

(Hla II 36/34) über elie von den Kk.en und Er-

it/kassen an die Hebammen für Hilfeleistungen
bei Fehlgeburten zu zahlenden Gebühren (vgl.
VZ. 1934 Nr. 4/5 S. 53. Schriftl.) unterlieg,
nicht der Ermäßigung von 10 v. H.

Weitergeltung der Gehaltskürzung.

Frlaß des Reichsmin. el. Fin. vom 1. März 1934

(RBesBI. 1934 S. 25).

Im Rahmen eines Gesetzes, das sich mit An¬

gelegenheiten des Haushalts und der Wirtschaft

befaßt, wird auch die Geltungsdauer der elrei

GehaltskürzungsVO.en über den 31. März 1934

hinaus verlängert werden. Bei der Berechnung
der im Monat April 1934 auszuzahlenden Dienst¬

bezüge usw. bitte ich daher, davon auszugehen,
daß die zur Zeit geltenden Gehaltskürzungen
auch für den Monat April 1934 in Kraft bleiben.

•

Unfallversicherung beim freiwilligen
Arbeitsdienst.

Eine VC), vom 28. Februar 1934 (RGBl. 1 S. 173)

bringt verschiedene Aenderungen der UnfV.

beim FAD. Bisher waren nach $ 20 der Ausf.-

Vorschriften vom 2. August 1932 (RGBl. I S. 392)
nur die im FAD. Beschäftigten, d. h. die Ar¬

tsdienstwilligen, gegen Unfall versichert.

Durch Einfügung eines $ 20a sind nun auch

alle diejenigen Personen, ehr im ordent¬

lichen Arbeits- und Dienstverhältnis zu den

Trägern des Dienstes stehen, ohne Rücksicht

aul elie Art ihrer Beschäftigung nach den Vor¬

schriften der RVO. der UnfV. unterstellt.

Ebenso wie bei elen Arbeitsdienstwilligen er¬

st i eckt sich die V. eler jetzt einbezogenen Per¬

sonen auch auf ehe Teilnahme an Veranstal¬

tungen, die der geistigen Fortbildung unel

sportlichen Betätigung dienen und von dem

1 räger des Dienstes angeordnet und beaut-

sic htigt sind, ferne» attf ehe Leistung von häus¬

lichen und anderen Diensten in Arbeitslagern.
Fol die neu in die V. einbezogenen Personen

sind die Träger des Dienstes \rbg\ im Sinne

der RVO. D,!n RVA. bestimmt ah Träger der

UnfV eine \>{ i, oder deren Zweiganstalt und

tung für me fest Dieser VI

ist dann h zuständig für die nach der RVO.
n Unfall herten Betriebe und 1 tig-

iten des I - Dienst wie» Fahrstuhl
rninelhei/ungs-, I)ruckereil>eti: Ki

enhaltung usv Weil elie Vorsehritt eh

Abs. 6 dei Ausf.Vorschriften vom 2»Aug
luch uen § 2!

Hen unel neu als

In Kraft . ht die Y(

: W vom 1. Jai >4.

Prüfungen
ffOr Krankenkassenangestellte.

1. Erlaß des RAM. an die Sozialministerien der

Länder vom 13. Februar 1934 — IIa 503/34 —

(Auszug).
Die 4. VO. zur Neuordnung der KV. vom

3. Februar 1934 (vgl. VZ. 1934 Nr. 4/5 S. 52.

Schriftl.) vereinheitlicht das Prüfungswesen in

der KV. in den wichtigsten Punkten, sie soll

eine Vorarbeit sein für eine später zu erlassende

einheitliche Prüfungsordnung für das ganze

Reich. Bei der Durchführung bitte ich zu bestim¬

men, daß die Prüfungen im ganzen Deutschen

Reiche gegenseitig anerkannt werden. Zugleich
bitte ich zu prüfen, ob auch solchen Personen,

die nicht bereits Angestellte einer gesetzlichen
Kk. sind oder im Begriff stehen, es unmittel¬

bar darauf zu werden, die Möglichkeit eines

Zugangs zu der Prüfung eröffnet werden kann;
es kommen z. B. Angestellte von Kassenver¬

einigungen, von VTr. eines anderen V.zweiges
oder von Ersatzkassen in Frage.

Im einzelnen bemerke ich noch folgende^
Zu § 1. Diese Vorschrift ist in erster Reihe

für die Anstellung im gewöhnlichen Verwal¬

tungsdienst gedacht; sie soll in dieser Lauf¬

bahn für alle Angestellten vom Assistenten

bis zum Geschäftsführer gelten. Ausnahmen

sind insoweit grundsätzlich nicht zulässig, auch

nicht, soweit andere Prüfungen abgelegt wor¬

den sind. Ob und in welchem Umfange bei

der endgültigen Regelung des Prüfungswesens

gewisse staatliche oder gemeindliche Prüfun¬

gen allgemein oder unter besonderen Um¬

ständen den Kk.enprüfungen gleichgestellt
werden können, wirel noch erwogen.

§ 1 gilt nicht für die Anstellung von Ver¬

trauensärzten und von Personen, die in Eigen¬
betrieben von Kk.en beschäftigt werden, da

diese Gruppen der D< nicht unterstehen

(vgl. § 369 b Abs. 4 RVO. und meinen Erl.

vom 19. März 1930 -- AN. S. 162 -). Ferner

bleibt § 3 der 2. VO. zur Neuordnung der KV.

vom 4. November 1933 (Schaffung prüfungs-
ireier Stellen für Schwerbeschädigte) unbe¬

rührt. Auch die Stellen der nicht zum eigent¬
lichen Kassenverwaltungsdienst gehörenden, im

Außen- oder Kanzleielienste oder mit Sonder¬

aufgaben beschäftigten Personen können vom

Piüfungszwang ausgenommen werden; die E.

darüber, ob für sie besondere Prüfungen ein¬

zurichten ind, bleibt der enelgültigen Prü-

tungsordnung überlassen.

Zu § 2. Neben dem Vorsitzenden eh

üfungs >chusses werden im allgemeinen
Beisitzer als Vertreter eler Kassen und Kassen-

bestellten zu berufen in. Dabei wird

eben'ihrer persönlichen und politischen Zu-

keit besonelers Wert »rauf gelegt
werden müssen, daß diese Personen möglichst
gut in den Prüfung genständen au bilde

nd, die § 3 verlangt.

Zu § Mit Rücksicht \t die ntührun

ehr neuen Prüfui jegenstäi bitte ich zu

erv n, ob «ingebracht erscheint, die

Prüfungen zunächst uf einige Zeit uszu-

tzei -weit nicht im Einzelfall die beson

n Belli eh Beteiligten ine

Durchführui de Prüfui erfordern. In
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jedem Falle bitte ich dafür Sorge zu tragen,

daß, soweit das Dienstalter lediglich von dem

Zeitpunkt der Prüfung abhängig gemacht ist,

den im letzten Jahre neu eingestellten
Kämpfern für die nationale Erhebung durch

ie spätere Ablegung von Prüfungen infolge
einer solchen Hinausschiebung oder auf Grund

der Bestimmungen über die vor Ablegung der

Prüfung nachzuweisende Beschäftigungszeit
kein Schaden in ihrem beruflichen Fort¬

kommen erwächst.

Z u § 4. Unterricht in Fragen der Rassen¬

kunde, Rassen- und Gesundheitspflege darf

nur von Personen erteilt werden, die hierfür

ihie besondere Eignung bewiesen haben; es

werden regelmäßig Aerzte mit besonderen

Fachkenntnissen in Frage kommen.

2. Erlaß des Preuß. MfWuA. vom H.Februar

1934 — 1 Nr. III A 5116/14. 2. He. — zur Durchf.

der 4. VO. zur Neuordnung der KV. vom

3. Februar 1934.

Zu § 1. Entsprechend Ziffer IV des Entwurfs

einer Prüfungsordnung (Erlasse des Preuß. Min.

f. Volkswohlfahrt vom 7. April und 2. Novem¬

ber 1927 - III V 610 und 1597, MB1. Spalte 577

und 1042 -) gilt:

a) die erste oder Anstellungsprüfung zur Fest-

ellung der Befähigung für den einfachen

bürodienst. Sie bildet elie Voraussetzung für

eine planmäßige Anstellung im Kk.dienst mit

Bezügen der Gruppen 8a und 7 RBO.,

b) die zweite oder Beförderungsprüfung zur

Feststellung der Befähigung für den schwierigen
Bürodienst. Die Ablegung dieser Prüfung ist

Voraussetzung für eine planmäßige Anstellung
im Kk.endienst mit den Bezügen von der

(jruppe 4c RBO. an aufwärts.

Für die Anstellung in den Gruppen 9 und 10

RBO. ist eine Prüfung nicht erforderlich. Aus¬

genommen sind ferner:

a) Angestellte in Stellen, die nach der Dienst-

Inung ausschließlich für besondere Fach¬

gebiete (Prüfung der Apothekerrechnungen,
Vorbereitung auf Zivilprozesse, Ilausverwal-

fungsangelegenheiten) eingerichtet sind,

b) Angestellte des Außendienstes.

Derartige Angestellte dürfen in Stellen mit

Trüfungszwang vorbehaltlich einer Probezeit

erst nach Ablegung der erforderlichen Prüfung
rwandt werden.

e in den andern deutschen Ländern nach

Maßgabe der Bestimmungen dieser VO. ab¬

gehaltenen Prüfungen werden als gleichartig
erkannt.

a § 3. Die Prüfungsordnung ist entsprechenel
$ 3 zu ergänzen.

Z u § 5. Abgesehen von den zu § 1 erwähnten

nahmen ist Voraussetzung für die An-

ilung in jedem Fall die Ablegung der An-

Uungs- oder Beförderungsprüfung.
§ 7. Mitglieder des Prüfungsamts und

ufungsausschusses dürfen, soweit es sich um

gestellte von Kk.en und Kk.enverbänden

ndelt, nur Personen sein, welche die nach

dieser VO. erforderliche Prüfung bestanden

tben, ordnungsgemäß von der Prüfung befreit
ul oder gemäß IX des Entwurfs einer Prü¬

fungsordnung zur Ablegung einer Prüfung
nicht verpflichtet waren. Der Vorsitz in den

Prüfungsausschüssen wird an die Direktoren

der OVAe. übertragen. Diese dürfen sich ohne

meine besondere Genehmigung nicht vertreten

lassen. Der Vorsitzende des Prüfungsamts wird

von mir auf Vorschlag des Prüfungsamts be¬

stimmt. Er muß Direktor eines OVA. sein. Die

Prüfungsordnungen sind entsprechend zu

ändern.

Versorgung der Kämpfer für die

nationale Erhebung.

Zu dem Gesetz über die Versorgung der

Kämpfer für die nationale Erhebung (NKVG.)
vom 27. Februar 1934, das in VZ. 1934 Nr. 6

S. 77 besprochen ist, hat der RAM. gleichzeitig
am 27. Februar 1934 — Ic 1102/34 — (RAB1.
S. V 18) Ausführungsbestimmungen erlassen.

Danach setzt die für den Versorgungsanspruch
erforderliche Zugehörigkeit zur NSDAP, und

dem Stahlhelm sowie ihren Gliederungen, ferner

zu den inzwischen aufgelösten nationalen Ver¬

bänden voraus, daß der Beschädigte ordnungs¬
mäßiges Mitglied nach den Bestimmungen der

Satzungen usw. zum Zeitpunkt der Schädigung

gewesen ist. Politische Gegner im Sinne de

Gesetzes sind die kommunistischen und marxi¬

stischen Parteien und Organisationen sowie

ihre Anhänger; aber auch Angehörige anderer

Parteien können als politische Gegner in Be¬

tracht kommen. Eine Körperverletzung ist

durch politische Gegner verursacht, wenn ein

ursächlicher Zusammenhang der Körperver¬
letzung mit Kampfhandlungen politischer
Gegner besteht. Anträge auf Versorgung, die

vor dem Inkrafttreten des Gesetzes gestellt
sind, sind rechtswirksam. Als nationale Ver¬

bände, deren frühere Angehörige gleiche Ver¬

sorgungsansprüche genießen, hat der RAM. an¬

erkannt: 1. Organisation Roßbach, 2. Verband

nationalgesinnter Soldaten, 3. Adler und Falken,

4. Brüder vom Stein, 5. Organisation C, 6. Or¬

ganisation Escherisch, 7. Bund Oberland,

8. Bund Wiking, 9. Reichsflagge, 10. Reichs¬

kriegsflagge, 11. Bund Westküste, 12. Front¬

soldatenbund München, 13. Bund Olympia,
14. Jungdeutscher Treubund, 15. Deutschbanner

Schwarz-Weiß-Rot, 16. Organisation Bismarck.

Bei Angehörigen noch anderer Verbände trifft

der RAM. besondere Entscheidung über mög¬

liche Anerkennung.

Berechtigte, die das 17. Lebensjahr vollendet

haben, erhalten die zur Heilbehandlung ge¬

hörenden Geldleistungen, d. h. KG. und Haus¬

geld nach §§ 12, 13 RVG. Ist das 17. Lebens¬

jahr noch nicht vollendet, so wird dagegen
nicht KG. und Hausgeld, sondern an ihrer Stell

der vorgesehene Hundertsatz an Rente gewährt.

Entsprechendes gilt für die Pflegezulage.
Ist der Tod durch eine Schädigung im Sinne

des Gesetzes verursacht worden, so sind die in

§ 34 Abs. 2 RVO. bestimmten vollen Sätze de

Sterbegeldes zu zahlen, auch wenn der Ver¬

storbene nicht Rentenempfänger war. Ist der

Tod nicht die Folge einer solchen Schädi¬

gung, so erhalten die Hinterbliebenen eine

Rentenempfängers ein Drittel der in § 34 RVG.

bestimmten Sätze.

Sind die Voraussetzungen einer Versorgung
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nach § 18 des Kriegspersonenschäden* -tzes

(KPSG.) erfüllt, so ist auch ein Bescheid auf

Grund ch IS KPSG. zu erteilen und von

dem Zeitpunkt, von elem ab Versorgung nach

elem NKvG. gewährt wird, das Ruhen der

Versorgung nach § IS KPSG. anzuordnen. Ein

Antrag auf Versorgung nach dem NKVG. gilt
itich als Antrag auf Versorgung nach $ 18

KPSG. In der Umkehrung gilt Entsprechendes.
Ist Versorgung nach § IS KPSG. bereits rechts¬

kräftig bewilligt, so ist auf Antrag des Be¬

schädigten zu prüfen, ob auch Versorgung
nach dem NKVG. in Betracht kommt.

Die weiteren Bestimmungen sind in der Haupt¬
ehe solche Verfahrens- und verwaltungs¬

mäßiger Art.

[ANFRAGEN UND AUSKUNFTEI

W ir erteilen Beziehern unserer Zeitschrift, ohne eine Verpflichtung zu übernehmen, kostenlos Auskünfte aus

dem Gebiet der Sozialversicherung. Eine zivilreditliehe Haftung für die Auskunfteneilung wird nicht über¬

nommen. Die Antworten werden brieflich gegeben und hier veröffentlicht, wenn sie von allgemeinem Interesse sind.

Allen Anfragen bitten wir Rückporto beizufügen. Die Schriftleitung.

Schadenersatzpflicht des Arbeitgebers aus

Verletzungen der Meldepflicht.

Frage: Ein Arbg. hat eine Person etwa

1 Jahr beschäftigt, ohne die Anmeldung bei

unserer Kk. vorzunehmen. Die Beschäftigte
mußte jetzt ins Krankenhaus eingewiesen wer-

en. Erst dadurch erfuhr unsere Kk. von dem

Beschäftigungsverhältnis. Der Arbg., der für

die ganze Zeit Beitragsabzüge gemacht hatte,

äußerte, daß ehe Anmeldung versehentlich

unterlassen worden sei. Kann der Arbg. von

uns wegen der entstehenden Kosten nach § 823

BGB. haftbar gemacht werden?

Antwort : Durch Unterlassung der An¬

meldung hat der Arbg. seine Meldepflicht nach

S 317 RVO. verletzt. Wie Göpfert mit Recht

in DK. 1931 Sp. 836 ausführt, dienen die Melde¬

vorschriften in doppelter Hinsicht einem

Schutz der finanziellen Interessen der Kk.en,
und zwar I«, indem sie der Kk. Kenntnis von

den ihr zustehenden Beitragsforderungen geben
und sie so in die Lage versetzen, vermögens¬
rechtlichen Nachteil durch rechtzeitige Ein¬

leitung von Zwangsmaßnahmen abzuwenden

und 2., indem sie verhindern, daß die Kk.

Leistungen gewährt, zu denen sie nicht oder

nicht in dieser Höhe verpflichtet ist. Deutlich

wirel eler Schutzzweck der §§ 317 ff. RVO. noch

betont durch die Strafvorschriften der $$ 530,
M RVO. ist somit § 317 RVO. ein Schutz-

tz, so hat seine Verletzung grundsätzlich
eine Schadenersatzpflicht de Arbg. nach

§ 823 Abs. 2 BGB. zur Folge. Das ist auch in

einem Urteil des LG. I Berlin vom 30. Mai

m (OK. 1922 Sp. 718) ausgesprochen. Ob

sich allerdings aus dieser Rechtslage im vor¬

liegenden Fall ein Schadenersatzanspruch für

Si gegen elen Arbg. ergibt, erscheint uns

zweifelhaft. Ersatzpflichtig ist nach $ 823

Abs. 2 BGB. der Schaden, der aus der Ver¬

letzung eles Schutzgesetzes entsteht. Da außer¬

dem ein Verstoß gegen $ 317 RVO. auch

ohn Verschulden möglich ist, so tritt die

itzpflicht n u r im Falle des Verschuldens

ein. Die Leistungspflicht der Kk. besteht kraft

G< s und ist bei V.pflichtigen von Meldun

und* Beitragszahlung unabhängig. Ihre Pflicht

/um Eintreten für die nichtgemeldete, er¬

krankte Vi herte ist demzufolge von der

unterlassenen Anmeldung unbeeinflußt. Ein

Schade aus der Meldepflichtverlotzung ist
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Ihnen deshalb nicht entstanden. Anders kann

es bei Personen sein, deren Abmeldung unter¬

lassen wurde und denen aus diesem Grunde

tiotz mangelnden Anspruchs Leistungen ge¬

währt werden. Nur wenn Sie nachweisen könn¬

ten, daß die unterlassene Anmeldung Sie zu

höheren Aufwendungen als bei rechtzeitiger

Anmeldung verpflichtet hat, würde die Diffe¬

renz zwischen regelmäßigen und höheren Auf¬

wendungen als Schaden anzuerkennen und er¬

satzpflichtig sein. Ob ein derartiger Umstand

vorliegt, ist für uns aus Ihren Angaben nicht

i sichtlich. Gegenüber der Behauptung des

Arbg., die Anmeldung nur versehentlich,

unterlassen zu haben, müßte in einem solchen

Falle allerdings noch bewiesen werden, daß

ein Verschulden vorlag.

Nach alledem beurteilen wir die Aussichten

Iür Durchsetzung eines Schadenersatz¬

anspruchs in Ihrem Falle gering. Sicherer ist

es, eine Bestrafung nach § 530 RVO. herbei¬

zuführen und im Anschluß daran dem Arbg.

eine entsprechende Nebenstrafe nach § 531

RVO. aufzuerlegen. Hiermit ist ein teilweiser

oder völliger Ausgleich dei Aufwendungen

durchaus möglich.

Zur Frage der Erstattung von Krankenhaus¬

kosten nach § 313b RVO.

Frage: Gemäß $ 313b RVO. überwies un*

die AOKk. M. mit dem 27. August 1933 das

Mitglied R. Das Mitglied war vom 2. Novem¬

ber 1933 bis zum 16. Dezember 1933 arbeits¬

unfähig krank und hatte Anspruch auf ein KG.

von 1 RM. täglich. Krankenhauspflege war vom

2. November bis zum 17. November 1933

notwendig. Da wir auch während der Karenz¬

zeit Krankenhauspflege gewährten, berechneten

wir in unserer Ersatzrechnung auch für diese

Tage das KG. mit zusammen 3 RM. Die

AOKk. M. strich den für die Karenztage ein¬

gesetzten Betrag und teilte mit, daß sie erst

vom 4. Tage der AU. an das KG. erstatte. Wh

teilen die Meinung der AOKk. M. nicht, da

wir ja auch für die Karenztage einen ganz er¬

heblichen Kostenaufwand für das uns über¬

wiesene Mitglied hatten. Nach dem Erlaß des

RAM. vom 4. März 1931 ist KG. auch für die

Zeit zu erstatten, in der die leistende Kk.

Krankenhauspflege gewährt. Wie ist Ihr Stand¬

punkt?



\ n iwort: Die Auflassung der AOKk. M.

begründet. Nach dem Bescheid des RAM.

m 4. März 1931 — IIa 10 332/30 — folgt aus

dem Zwecke der Vorschrift des § 313 b Abs. 2

RVO., daß die Beteiligung der früheren Kk.

n den Kosten nicht dadurch ausgeschlossen
werden soll, daß an Stelle von KG. und KPfl.

Krankenhauspflege gewährt werden muß. „Auch

in diesen Fällen ist der Betrag, der ohne die

(jewährung der Krankenhauspflege als KG. zu

dden wäre, zu erstatten." Das RVA. hat sich

in seiner E. vom 2. Februar 1932 (AN. 1932

S. 170) dieser Auffassung angeschlossen, eben*

ills aber ausdrücklich bemerkt, daß in solchen

lallen der Betrag zu erstatten ist, „der als

KG. zu zahlen wäre, wenn keine Einweisung

in das Krankenhaus stattgefunden hätte*'. Hätte

keine Krankenhausbeh^ndlung stattgefunden,
wäre in Ihrem Fall KG. nach § 182 Abs. 1

\7r. 2. RVO. erst vom 4. Tage der AU.

an zu zahlen gewesen. Außerdem gilt die

Krankenhausbehandlung während der ersten

* Tage der AU. ja nicht an Stelle von KG.

ii n d KPfl.r sondern mangels KG.anspruchs
nur an Stelle von KPfi. gewährt. Für KPfl.

d>er haben Sie einen Ersatz nach § 313 b

hs. 2 RVO. nicht zu beanspruchen. Aus dieser.

Zusammenhängen ergibt sich, daß bei Ge¬

währung von Krankenhauspflege vom 1. Tage
der AU. an ein Ersatzanspruch nach § 313 b

Abs. 2 RVO. auf KG. erst vom 4. Tage der

AU. «in vorhanden ist. Die Streichung Ihrer

Horderung auf Ersatz von KG. für die ersten

J Tage der AU. ist danach zu Recht erfolgt.
Daß die Gewährung von Krankenhausbehand¬

lung für die ersten 3 Tage der AU. höhere

Aufwendungen bedingt, als wenn andernfalls

nur KPfl. gewährt worden wäre, ist dabei un¬

beachtlich. § 313 b Abs. 2 RVO. billigt nicht

e Erstattung höherer Aufwendungen an sich,

»ndern im Krankheitsfalle nur die Erstattung
einer bestimmten Barleistung, nämlich de*s

KG.es zu.

Zu Unrecht gezahlte Abgabe zur Arbeitslosen¬

hilfe kann zurückgefordert werden.

r a g e : Bei Entlassung aus meinem Be~

häftigungsverhältnis wurde mir eine Ab-

ngsentschädigung in Höhe von zwei Monats-

je-hältern gewährt. Mein Arbg. behielt davon

r keine SV.beiträge, wohl aber die Abgabe
u Arbl.Hilfe ein und führte sie an die Kk.

Auf Grund des in VZ. 1933 Nr. 18 S. 263

geteilten Bescheides des RAM. vom

August 1933 bat ich das zustandige Arbeits-

tmt um Erstattung. Die Antwort lautete ab-

* hnend dahin, daß irrtümlich gezahlte Abgabe
ur Arbl.Hilfe nicht erstattet werden könne.

steht die Ablehnung zu Recht? Wenn nicht,

ts kann dagegen unternommen werden?

Vntwort Wenn Sie* während Ihres Be-

< häftigungsverhältnisses der KVPfl. oder

MVersPfl. unterlagen, kam für Sie als Einzug
le für die Abgabe zur Arbl.Hilfe die Kk. in

ige. Nach dem von Ihnen erwähnten Bes¬

cheid des RAM. unterlag deshalb Ihre Ab-

gsentschädiguny nicht der Abgabepflicht.
)ie Abgabe ist irrtümlich einbehalten worden.

i rkennt das ArbAmt anscheinend auch an.

weiteren Ansicht des ArbA., daß irrtüm-

i gezahlte Abgabe nicht erstattet wird, fehlt

ledoch die rechtliche und sonstige Begründun
Nach § 7 Abs. 1 der AbgabeVO. vom 14. Juni

1032 finden auf die Abgabe u. a. die §§ 2S,

29, 394-405 RVO., S 145 AVAVG. Anwendung.
Da auch die Verjährungsvorschrift des § 29

\bs. 2 RVO. gilt, die das Recht auf Rück-

istattung zu Unrecht gezahlter Beiträge vor-

u s s e t z t, dürfte kein Zweifel bestehen, daß

zu Unrecht oder irrtümlich gezahlte Abgabe
zurückerstattet werden muß. Zudem enthält

die AbgVO. keine Vorschrift, die die Er¬

stattung irrtümlich oder zu Unrecht entrich¬

teter Beträge ausschließt. Wir empfehlen,

gegen die ablehnende Haltung des ArbA. ein

Streitverfahren einzuleiten. Streit zwischen

e inem Abg.pflichtigen und dem ArbA. über die

Verpflichtung, die Abgabe zurückzuzahlen,

wird nach § 405 Abs. 2 RVO., § 145 Abs. 3

AVAVG. durch das VA., auf Beschwerde end¬

gültig durch das OVA. entschieden.

Entgeltbezug ohne Ausübung der Beschäfti¬

gung beschränkt den Wochengeldanspruch
nicht.

Frage: Eine Versicherte unserer Kk. steht

seit mehreren Jahren als Kontoristin in v.pflich-

tiger Beschäftigung. Für die Zeit vom 1. De¬

zember 1933 bis 1. März 1934 ist sie beurlaubt

und erhält nach Angabe des Arbg. ihr volles

Gehalt für diese Zeit. Am 19. Januar 1934 ist

sie niedergekommen. Hat die Versicherte volle

WG.ansprüche?

Antwort: Das WG. beträgt nach § 195*i

Abs. 1 Nr. 3 letzter Halbsatz RVO. für die

Zeit vor der Entbindung drei Viertel des

Grundlohnes, solange die Schwangere keine

„Beschäftigung" gegen Entgelt ausübt.

Unter den gleichen Voraussetzungen wird

nach § 195a Abs. 2 RVO. die Dauer des WG.-

bezuges vo r der Entbindung auf zwei Weitere

Wochen erstreckt. Für die Zeit nach der

Entbindung wird nach § 195a Abs. 4 RVO. nur

das halbe WG. gezahlt, wenn die Wöchnerin

gegen Entgelt „arbeitet'. Sämtliche dieser Be¬

schränkungen hinsichtlich des WG.es setzen

eine entgeltliche „Beschäftigung" oder „Arbeit"

der Wckrhnerin voraus. Der Bezug von Ent¬

gelt auf Grund eines fortbestehenden Beschäf¬

tigungsverhältnisses, ohne daß eine Beschäf¬

tigung stattfindet oder Arbeit geleistet wird,

schränkt die Ansprüche auf Wochengeld je^doch
nicht ein. Diese Feststellung ergibt sich nicht

nur aus der Fassung der erwähnten Vorschrif¬

ten, sie entspricht auch dem Sinn und Zweck,

der'mit ihnen verfolgt wird. Es handelt sich

nicht darum, den WG.anspruch wegen gleich¬

zeitigen Entgeltbezuges zu kürzen. Diese Vor¬

schriften »llen vielmehr darauf hinwirken,

daß die Wöchnerin zu ihrer und des Kinder

Schonung und Kräftigung eine entgeltliche Be¬

schäftigung oder Arbeit unterläßt. Dafür wer¬

den umfangreichere WG.ansprüche zugestan¬

den. Im vorliegenden Fall wird dem Zweck

des Gesetzes durch eine dreimonatige Be¬

urlaubung in bester Weise genügt. Trotz Ent¬

geltbezuges hat die Wöchnerin daher, wenn

die sonstigen Voraussetzungen gegeben sind,

im vollen Umfange der § 195a Abs. 1 Nr. 3

letzter Halbsatz und Abs. 2 RVO. WG. zu er¬

halten.
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AUFGABEN UND LOSUNGEN

Wir bringen heute nochmals Aufgaben aus den gemeinsamen Vorschriften, und zwar

zu den §§216 und 223 RVO. Die Lösungen dazu werden in der nächsten Nummer veröffentlicht.

Die Schriftleitung.

I. Aufgabe: Der Arbeiter T. bezog als ar¬

beitsunfähig krank von der AOKk. U. seit dem

II. Januar 1933 KH. Im Zusammenhang mit

einem Einbruch, den Bekannte des T. verübt

hatten, wurde er am 20. Januar 1933 verhaftet

und in Untersuchungshaft genommen. Krank¬

heit und AU. dauerten während der Unter¬

suchungshaft an. T. erhielt im Untersuchungs-

f'efängnis die erforderliche ärztliche und arznei-

iche Behandlung. Bei der am 6. März 1933

stattgefundenen Gerichtsverhandlung erwies

sich die völlige Unschuld des T. Er wurde frei¬

gesprochen und sofort aus der Haft entlassen.

Auf Grund des § 216 Abs. 1 Nr. 1 RVO. hatte

die AOKk. U. während der Untersuchungshaft
die Gewährung von KH. versagt. Damit war

T. nicht einverstanden. Da ihm KPfl. in der

Haft gewährt worden war, verlangte er von

der Kk. zumindest die Zahlung von KG. auch

für die Dauer der Untersuchungshaft. Die Ge-

richtsverhandhung habe seine von Anfang an

behauptete Unschuld erwiesen. Es gehe deshalb

nicht an, daß ihn neben der unschuldig erlit¬

tenen Untersuchungshaft die Kk. auch noch

mit dem Verlust des KG.es bestrafe Nach

seiner Meinung komme ein Ruhen der KH. nur

in Betracht, wenn die Untersuchungshaft sich

durch spätere Verurteilung als gerechtfertigt
erweise. Wie wird das von T. angerufene VA.

den Streit entscheiden?

2. Aufgabe: Das von T. eingeleitete Streit¬

verfahren zog sich längere Zeit hin. T. ist fort¬

dauernd arbeitsunfähig geblieben. Am 15. Juli

1933 teilte ihm die AOKk. U. mit, daß er mit

diesem Tage nach Ablauf von 26 Wochen ge¬

mäß § 183 Abs. 1 RVO. ausgesteuert sei. Auch

elagegen wendete sich T. Er behauptete, daß die

Kk., wenn sie schon die Ruhensvorschrift de

§ 216 Abs. 1 RVO. gegen ihn anwende und

eine Entscheidung über seine dagegen einge¬

legte Beschwerde noch nicht vorliege, ver¬

pflichtet sei, weiterhin KH. zu gewähren. Denn

die Dauer der KH. müsse sich um die Zeit de

Ruhens verlängern. Aus der Tatsache, daß die

KH. nach dem Wortlaut des Gesetzes nur

„ruhe", folgere er, daß die KH. nicht wegfalle,
sondern nur unterbrochen werde. Nach Be¬

endigung des Ruhensgrundes habe er also KH.

noch solange zu erhalten, bis die Frist von

26 Wochen unter Ausschaltung der Ruhenszeit

erreicht sei. Die Untersuchungshaft umfaßte

46 Tage. Um diese Zeit der Unterbrechung ver¬

längert, ende in Anspruch erst mit dem

30. August 1933. Sei er bis dahin arbeitsun¬

fähig und erhalte KH., dann entfalle wegen

anderweiter Erfüllung sein Antrag auf Zahlung
von KG. für die Zeit der Untersuchungshaft.
Wie ist dieser weitere Einwand des T. zu be¬

urteilen.

3. Aufgabe: Frau V. hatte am 2. Februar

1932 entbunden. Obwohl sie damals schon

etwa 2 Jahre lang Mitglied der AOKk. W. war,

ist ihr nicht bekannt gewesen, daß sie An¬

sprüche auf Wochenhilfe besaß. Erst Anfang

Februar 1934 wurde sie durch ein Gespräch
mit Bekannten darauf aufmerksam. Sie begab
sich am 9. Februar 1934 zur Kk. und beantragte

dort nachträglich die Gewährung von WG. und

Stillgeld. Geburtsurkunde des Kindes und eine

Bescheinigung der Hebamme, daß das Kind

während der ersten 4 Monate regelmäßig ge¬

stillt worden ist, legte sie vor. Nach Prüfung
des Falles gab die AOKk. W. der Frau V. den

Bescheid, daß ihr WG. und Stillgeld nicht ge¬

währt werden könne. • Der Anspruch darauf

sei nach § 223 Abs. 1 RVO. verjährt. Die Ver¬

jährung von Ansprüchen auf Kassenleistungen

trete nach dieser Vorschrift in 2 Jahren nach

dem Tage der Entstehung ein. Entstanden ist

der Anspruch mit dem VF., der Entbindung,

am 2. Februar 1932. Am 9. Februar 1934, dem

Tage der Antragstellung, sei die Frist von

2 Jahren aber bereits überschritten gewesen.

Damit sei der gesamte Anspruch auf WH.¬

leistungen der Verjährung verfallen. Ist die

Auffassung der Kk. zutreffend?

4. Aufgabe: Als früherer Arbg. schuldet 7.

der AOKk. Z. an rückständigen Beiträgen 620

RM. Die Beitreibungsmflßnahmen der Kk.

waren bisher erfolglos. Nach Aufgabe seines

Betriebes nahm y. Beschäftigung als Arbeiter

an. Er wurde damit v.pflichtiges Mitglied der

AOKk. Z. Vom 21. Dezember 1933 bis 13. Fe¬

bruar 1934 war y. arbeitsunfähig krank. Daraus

standen ihm 234 RM. KG. zu. Die Kk. rechnete

ihm davon 130 RM. auf die Beitragsrückstände
auf. Am 23. Februar 1934 starb ein Kind des

F. Das zustehende Familiensterbegeld von

90 RM. rechnete die Kasse in vollem Umfange
auf. Der Berechtigung dieser Aufrechnungen
wurde von y. widersprochen. Er wendete ein,

nur gleichartige Forderungen könnten auf¬

gerechnet werden. Beiträge, KG. und Sterbe¬

geld seien doch aber ganz verschiedenartige

Forderungen. Außerdem seien diese Forde¬

rungen aus voneinander unabhängigen Rechts¬

verhältnissen entstanden. Beiträge schulde er

als Arbg., KG. aber schulde die Kk. ihm als

Versicherten. Ferner könne Sterbegeld gegen

Forderungen der Kk. überhaupt nicht zur Auf¬

rechnung gelangen. Gegen die auf ihrem

Standpunkt verharrende Kk. rief y. das VA.

an. Kurze Zeit danach, und zwar am 7. März

1934, verstarb y. an einem Herzschlag. Da die

Ehefrau mittellos war, besorgte ein Verwandter

die Bestattung. Als er von der Kk. daraufhin

Auszahlung des Sterbegeldes verlangte, wurde

das mit dem Hinweis verweigert, daß das

Sterbegeld ebenfalls noch gegen die früheren

Beitragsschulden des F. aufgerechnet werde.

Auch hiergegen wurde das VA. angerufen.
Wird das VA. die Aufrechnungen der Kk. als

begründet anerkennen, gegebenenfalls in wel¬

chem Umfange?
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Koisanorztrediti
68 U. V Der im

fiZSZil.OX Zum Begriff ..Vertragsparteien".
• Bescheid des RSchAZ. vom 7. November 1933. —

RSchZA. 24/33. — AN. 1934 S. IV 12 Nr. 5.

I 22 Abs. 2 der Zul.O. fUr die Zulassung
nicht arischer Aerzte geforderten Teilnahme an

Kämpfen an der Front ist gleichzustellen die Teil¬
nahme an Kämpfen im Baltikum, in Oberschlesien,
gegen Spartakisten und Separatisten sowie gegen § ?5 Ata. 1 Zur Frage der ..örtlichen Ausdehnung
Feinde der nationalen Erhebung. Zal.0J. der Kassenpraxi «".
• E. des R.Sch.A. vom 9. November 1933. — RS<h. • Bescheid des RSdiAZ. vom 22. Dezember 1933.
139 33. - AN. 1934 S. IV 10 Nr. 91. RSdiZA. 57/33. — AN. 1934 S. IV 12 Nr. 6.

Der ärztlichen Tätigkeit in einem „Seu-
chenlazaretf im Sinne des 1 22 Abs. 2 Zul.O.
steht die Tätigkeit als Krankenpfleger oder Kran¬
kenpflegerin im Seuchenlazarett gleich. Die Tätig¬
keit im „Seuchenlazarett" gilt nur dann als

Frontkämpfereigenschaft, wenn sie mindestens ins¬
gesamt 6 Monate betrug. Als „Seuchenlazarette"
gelten nur soldie Lazarette, die ausdrücklich von

den obersten Kommandobehörden als solche ein¬
gerichtet oder erklärt worden sind.
* E. des R.Sdi.A. vom 9. November
152/33. — AN. 1934 S. IV 11 Nr. 92.

1933. — RSch.

j 3.4.

1.1.1
UQL

in das R e-

sen recht für Zahnärzte und Zahntechniker:

Registerfragen:
a) Zur Frage: Eintragung
g i s t e r ;

b) Fo r m e I 1 e Mängel bei Anträgen auf Ein¬

tragung in das Register;
c) Einsichtnahme in die Registerakten;
d) Zur Frage des ..Registerbezirk s*'.
• Bescheid des RSchAZ. vom 6. Januar 1934. —

RSchZA. 61 u. 63 33.

Bescheid des RSchAZ. vom 11. Dezember 1933. —

RSchZA. 46/33.

Bescheid des RSdiAZ. vom 22. Dezember 1933. —

RSdi ZA. 43 33.

Bescheid des RSchA. vom 14. November 1933. —

RSchZA. 32/33.

AN. 1934 S. IV 11 Nr. 1. S. IV 12 Nr. 2. S. IV 12

Nr. 3. S. IV 12 Nr. 7.

§36 Zul.O Z. Zum Begriff „Zahntechniker
* Bescheid des RSchAZ. vom 7. November 1933. —

— RSdiZA. 35/33. — AN. 1934 S. IV 13 Nr. 9.

§37Zul.OJ. Zulassung bei Tätigkeit in einem „Eigen-
betrieb der K k.\
* Besdieid des RSdiAZ. vom 7. November 1933. —

RSdiZA. 33/33. — AN. 1934 S. IV 13 Nr. 14.

§ 37 Abs. 1 Zum Begriff „erste Zulassung'4.
ZbIOJ

* Bescheid des RSchAZ. vom 18. September 1933.
RSchZA. 4/33. — AN. 1934 S. IV 13 Nr. 15.

§ 37 Ata. 1

Zul.O.Z.

§37 Ata. 2

Zul.O.Z

Zum Begriff „am Weltkriege teilgenom-
m e n".
# Bescheid des RSchAZ. vom 18. September 1933. —

RSchZA. 5/33. — AN. 1934 S. IV 13 Nr. 16,

Tätigkeit im „Eigenbetriebe der Kk." im

Sinne de* I 37 Abs. 2 Zul.O.Z. ist keine Nieder¬
lassung.
* Bescheid des RSchAZ. vom 30. November 1933. —

RSdiZA. 45,33. — AN. 1934 S. IV 13 Nr. 19.

§37 Ata. 3 Voraussetzungen für die Gestaltung der „A u f-

MQ1 nähme der Tätigkeit" gemäß i 37 Abs. 3

Zul.O.Z.
* Bescheid des RSchAZ. vom 18. November 1933. —

RSdiZA. 2/33. - AN. 1934 S. IV 14 Nr. 20.

Die Invalidenversicherung in alter and neuer Gestalt.
Von I^andesrat Dr. jur. G o e z e. Verlag Franz Valilen,
Berlin 1934. Preis ungebunden 2.15 RM. — Der Verfasser
Hill, wjc er in seinem Vorwort sagt, nachdem die Re¬

gierung insbesondere durch das grolle Gesetz vom

7 Dezember 1933 über die Erhaltung der Leistungsfällig¬
keit der Invaliden-. Angestellten- und knappschaftJichen
Versicherungen die Invalidenversicherung neu gestaltet
hat, versuchen, in gemeinverständlicher Form eine zu¬

sammenfassende Darstellung der InvV. zu geben. Dieser
Versuch ist ihm gelungen. Auch diesen Dingen Ferner-
stehende werden sich aus seiner Abhandlung ein Bild
von der volkswirtschaftlichen Bedeutung der InvV., von

ihrer Entwicklung seit der Veröffentlichung der ersten

„Grundzüge zur Alters- und Invalidenversicherung der

Arbeiter" am 17. November 1887 bis zum heutigen Tage
machen können. Sie werden auch die Gründe klarer

erkennen können, die den finanziellen Zusammenbruch
dieses Zweiges der Sozialversicherung notwendig nach
lieh gezogen hätten, wenn nicht die Reichsregierung in
letzter otun-de das grofie Reformwerk durchgeführt
hätte. — Die Schrift gliedert sich in vier Abschnitte.
Der erste umfaßt die Ents ehungs- und Entwicklungs¬
geschichte der InvV. bis zum Kriegsausbruch in

Knapper, klarer Schilderung. — Der zweite behandelt
ebenso die Kriegs- und Inflationsjahre. Der dritte,
unseres Erachtens interessanteste, gibt eine mit großem
Fleiß zusammengetragene Darstellung der Zeit bis zum

Jahre 1933. An der Hand von Tabellen aus amtlichem
faterial wird der finanzielle Niedergang der InvV. und

die Auswirkung der vielen unzureichenden Maßnahmen

geschildert, mit denen die damaligen Gesetzgeber ver-

suditen, die sich immer kritischer gestaltende Lage der
InvV. zu bessern und ihren Verfall aufzuhalten. Selbst
die Vierte NotVO. des Reichspräsidenten vom 8. De-
rember 1931, zu der sich die Regierung endlich schweren
lerzens entschloß und auf Grund deren rund 130 000
Witwen und 190 000 Waisen aus dem Rentenbezuge aus-

ic Jen und Leistungen i^eseitigt wurden, die nach
Grund und Zweck weniger zu den Aufgaben der SV. als

zu denen der Fürsorge gehörten, konnte keine end-

Sültige Hilfe bringen, obwohl die Gesamtersparnisse.
ie hierdurch in der InvV. erzielt wurden, sich immer¬

hin auf rund 130 Millionen RM. jährlich beliefen. —

Der gleiche Mißerfolg war auch den übrigen Maß¬

nahmen der damaligen Regierung beschieden. Erst jetzt
ist es, wie der interessante vierte und letzte Abschnitt

der Schrift „Die Neugestaltung*' an der Hand der

Vorgeschichte, ckr Motive und der Begründung zu dem

neuen Gesetz vom 7. Dezember 1933 zutreffend und

klar darstellt, möglich gewesen, den Weg zur (Gesun¬

dung der InvV. zu finden. — Das Gesetz ist. wie der

Verfasser richtig sagt, gleichzeitig ein klarer Beweis

für die positive Einstellung des nationalsozialistisdien

Staates zur SV. Es wird durch Anerkennung der

wohlerworbenen Rechte in den Kreisen der Arbeiter
und Angestellten eine dankerfüllte Beruhigung sdiaffen,
im ganzen Volk aber als ein deutliches Zeichen der mehr
und mehr erstarkenden Wirtschaft freudig begrulit
werden. — Wir können die Anschaffung und Durdisicht
der kleinen gemeinverständlich geschriebenen Abhand¬

lung allen wärins:ens empfehlen, denen an einer zu¬

sammenfassenden übersichtlidicn Darstellung dieses

Zweiges der SV. gelegen ist, auch der Praktiker wird
manches Neue in ihr finden. B.

Die deutschen Industriegebiete. Von Günther von

Geldern-Crispendorf. Verlag Dr. Karl Moninger, Karls¬
ruhe, Stephanienstr. 35. Preis geb. 3 RM. — In an¬

schaulicher und allgemeinverständlicher Form werden
hier die Gesdiichte und die Entwicklung der Standorte
der deutschen Industrie und in einem besonderen Teil
die einzelnen deutschen Industriegebiete gesdiildert. Eine

Kartenbeila^e zu diesem 4. Band der Geographischen
Reihe, deren Herausgeber Professor Dr. Walter Geisler.
Breslau, ist, zeigt die deutschen Industriegebiete und die

in ihnen vorherrschenden Industriezweige. Für die

schwebenden Arbeitsbeschaffungsrnaßnahmen ist dieses
für die deutsche Wirtschaftspolitik so gegenwartsnahe
Werk von größtem Wert.
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DIE VOLKSTÜMLICHE ZEITSCHRIFT
FÜR DIE GESAMTE SOZIALVERSICHERUNG

ist das Blatt aller an der Sozialversidierung interessierten Kreise
Zur Bestellung benutzen Sie bitte den folgenden

BESTELLSCHEIN

An das Postamt zu

kh bestelle hiermit ab 1934 von der PHÖNIX

IUUSTRATIONSDRUCK UND VERLAG GMBH., Berlin SW68, Lindenstraße 3

Stück
//VOLKSTUMLICHE ZEITSCHRIFT

FÜR DIE GESAMTE SOZIALVERSICHERUNG"

tum Preise von vierteljährlich 1 Reichsmark

den 1934

Nome: Wohnung


